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Deviſenhilfe und Steuern.
Die Steuerkonferenz der Parteiführer, die am Mondeim Reichskanzler ſtattfand, iſt ziemlich reſultatlos ne

einandergegangen, weil über die Frage der ſogenannten
Deviſenhilfe keine Klarheit herrſchte und insbeſondere
auch nicht über die Frage, wie dieſe Deviſenhilfe mit den
neuen Steuern in Verbindung zu bringen ſei. Jn
den nächſten Tagen will der Reichskanzler mit Vertretern
der Jnduſtrie, des Handels und der Landwirtſchaft eine
Sitzung rirr in der die Frage geklärt werden ſoll, auf
welche Weiſe und in welcher Höhe und zu wel-
chem Termin die Vertreter des Großkapitals und
des Großgrundbeſitzes dem Reich ausländiſche Zah-
lungsmittel zur Erfüllung ſeiner Zahlungsverpflichtungen
zur Verfügung ſtellen können und wollen. Erſt danach, etwa
in der Mitte der nächſten Woche, ſoll eine neue Partei-
W hrerkonferenz beim Reichskanzler entſcheidende

eſchlüſſe faſſen.
Daß der Gedanke der Deviſenhilfe überhaupt auftauchte,

iſt eine Folge des vom Reichswirtſchaftsminiſter, Genoſſen
Robert Schmidt, verfolgten Planes der ſogenannten

Heranziehung der Goldwerte zu den Verpflich-
tungen des Reiches. Die Unternehmer fühlten ſich durch
dieſen Plan ſtark beunruhigt und glaubten in dem Angebot
einer freiwilligen Deviſenhilfe das Mittel ge-
funden zu haben, um ſeine Ausführung zu verhindern. Der
ſtarke Bedarf des Reiches an auswärtigen Zahlungsmitteln
muß, wenn nicht die unerwünſchteſten Folgen auf dem Ge-
biete dex auswärtigen Politik entſtehen ſollen, auf dem
kürzeſten Weg befriedigt werden. Ein ſolcher Weg
würde ſich wenigſtens für den Anfang bieten, wenn der Plan
der freiwilligen Deviſenhilfe in weitgehendem Maße
zur Verwirklichung gelangen würde. Es iſt daher begreif-
lich, daß dieſer Plan etwa Verlockendes hat auch für
diejenigen, die weit davon entfernt ſind. ſein privategoiſti-
ſches Ziel, die Erleichterung der Großunternehmer von
enden Steuerlaſten, in irgendeiner Weiſe fördern zu
wollen.

Eines muß aber von vornherein feſtſtehen, nämlich, daß
das Reich auf keinen Fall für ein ihm geſpendetes Almoſen
auf die Rechte verzichten kann, die aus ſeiner Steuerhoheit
erwachſen. Das muß auf alle Fälle verhindert werden, daß
der Großbeſitz auf bloße Verſprechungen hin oder für einen
verhältnismäßig nicht ins Gewicht fallenden Be-
trag von ſeinen Steuerpflichten gegenüber dem
Reiche irgendwie entlaſtet wird.

Aus dieſer Betrachtungsweiſe könnte man zu dem Er-
gebnis kommen,, daß es überhaupt falſch ſei, Steuern und
Deviſenhilfe miteinander zu verquicken. Und doch beſteht
zwiſchen den beiden eine notwendige Verbindung
gerade auch für denjenigen, der die Deviſenhilfe auf
keinen Fall als ein Mittel zur Erleichterung der
Steuerlaſten betrachten will. Das Reich will ja von
den Großbeſitzern kein Geſchenk haben und darf keines von
ihnen annehmen. Was der Großbeſitz hingibt, das gibt er
hin in Erfüllung ſeiner Pflichten gegenüber dem Reich,
allenfalls als Vorleiſtung auf diejenigen Leiſtungen, die
aus ſeiner Steuerverpflichtung erwachſen. Daraus ergibt
ich: Es beſteht wohl eine Verbindung zwiſchen Deviſen-
hilfe und Steuern. freilich nicht in dem Sinne, daß ſich
das Reich für Gefälligkeiten. die man ihm auf dem Gebiete
der Deviſenhilfe erweiſt, auf dem Gebiete der Steuern er-
kenntlich zeigen müßte. Sie beſteht nur in dem
Sinne, daß die Deviſenhilfe irgendwie auf die Steuer-
i ugen des Großbeſitzes in Anrechnung gebracht werden
muß.

Die Schwierigkeit der Situation beſteht darin daß das
Reich ſchnell Geld, d. h. ausländiſche Zablungsmittel
haben muß und daß der Weg' der Freiwilligkeit ein
weſentlich kürzerer iſt als der über die Geſetzgebung, die
Finanzämter, den Steuereinnehmer. Das
Reich kann, wenn es notwendig iſt und wenn er ſich gang-
bar erweiſt, dieſen kürzeren Weg gehen, aber die Verrech-
nung auf dem umſtändlicheren Wege wird dabei immer
notwendig bleiben. Man kann, um einen Vergleichsfall
heranzuziehen, daran erinnern, daß unter der Zwangswirt-
ſchaft die Landwirte zu beſtimmten Leiſtungen gegen be-
ſtinimten Preis verpflichtet waren, für frühzeitige Liefe-
rungen aber eine beſondere Prämie erhielten. Wenn man
aus der Not des Staates die Schlußfolgerung zieht. daß ein
Anreizmittel geſchaffen werden muß, um den Großhbeſitz zur
raſchen Zahlung eines Teils ſeiner Steuern in ausländiſchen
Geldſorten zu veranlaſſen, ſo wird man ſich damit abfinden
können. Auf entſchiedenen Widerſtand müßte aber der Ver
ſuch ſtoßen, dem Großbeſitz für feine vorzeitigen Lei-
ſtungen noch beſondere Privilegien zuzubilligen.

Jn der allernächſten Zeit muß ſich herausſtellen, ob
vom Großbeſitz überhaupt rorzeitige Leiſtungen in ſolcher
Höhe zu erwarten ſind, daß das Reich bei der Erfüllung
ſeiner Reparationspflichten erheblichen Vorteil haben
könnte. Es ſind ſehr verſchiedene Beträge genannt worden,
zum Teil ſehr hohe, zum Teil auch ſo niedrige, daß es ſich

überhaupt nicht verlohnen würde, dem Gedanken weiter
nachzugehen. Es muß alſo noch klare Antwort geſchaffen
werden auf die Fragen, was, wann, wie und wieviel. Erſt
dann wird man weiter reden können.

Aufhebung der militäriſchen Sanktionen.

Berlin, 5. Okt. (Priv.-Tel.) Jn Berliner neutralen
Kreiſen will man der „Nationalzeitung“ zufolge wiſſen, daß
die militäriſchen Sanktionen Ende Oktober oder Anfang
November aufgehoben werden, und zwar auf Betreiben der
engliſchen Regierung. Gewiſſe Vorbereitungen in den be-
ſetzten Gebieten ſollen wenigſtens auf eine bevorſtehende
Räumung der drei rheiniſchen Häfen deuten. Es ſcheince,
daß die franzöſiſche Regierung nur die Antwort der deut-
ſchen Regierung auf die letzte Schuponote des Generals
Nollet abwarten will. Eine Beſtätigung dieſer Meldung
bleibt abzuwarten.

Die Anfrage bei den VBürgerlichen.

Der Sozialdemokratiſche Parlamentsdienſt ſchreibt:
Der ſozialdemokratiſche Parteivorſtand hat am Diens-

tag vormittag ſowohl an das Zentrum wie an die De mo-
kraten die ſchriftliche Anfrage gerichtet, ob und unter
welchen Umſtänden ſie bereit ſind. mit den Unabhän-
gigen eine gemeinſame Regierung zu bilden.
Jn dem Schreiben iſt gleichzeitig um baldige Rückantwort

gebeten worden, ſo daß bereits am Mittwoch oder Donners
tag die Antwort der in Frage kommenden Parteien zu er
warten iſt. Entgegen anders lautenden Meldungen iſt der
Parteivorſtand an die Volkspartei nicht herangetreten und
denkt auch vorläufig nicht daran, einen derartigen Schritt zu
unternehmen. Trotzdem aber weiſt die parteioffiizöſe
Korreſpondenz der Volkspartei bereits jetzt darauf hin, daß
eine Möglichkeit, die Verhandlungen durch Hinzuziehung der
Unabhängigen zu erweitern, nur beſteht, wenn gleichzeitig
auf die Teilnahme der Deutſchen Volkspartei
Verzicht geleiſtet wird. Wir bezweifeln daß dieſe
Auffaſſung reſtlos innerhalb der Volkspartei geteilt wird,
ſind vielmehr der Anſicht, daß gewiſſe Kreiſe der Partei
Streſemann mit allen Mitteln verſuchen, die erweiterte
Koalition zuſtande zu bringen. Der Artikel Dr. Mittel-
mann in der Nationalliberalen Korreſpondenz“ zeigt klar
und deutlich, wie und aus welchen Gründen ein Zuſammen-
gehen nicht nur mit den Unabhängigen, ſondern auch mit
den Sozialdemokraten verhindert werden ſoll. Wir müſſen
geſtehen, daß uns alle Drohungen von volksparteilicher Seite
nicht von unſeren bekannten Mindeſtforderungen abbringen.
Nach wie vor iſt die Sozialdemokratie bereit, zur Rettung
des ſinkenden Staatsſchiffes beizutragen aber ſie wird ſich
durch keinerlei Drohungen und dergleichen zu dieſem Schritt
zwingen laſſen.

Demokraten und Zentrum nur mit Deutſcher Volkspartei.
Wie die Berliner Morgenblätter hören, haben die

Demokraten und das Zentrum ihre Zuſtimmung zu einem
etwaigen Eintritt der Unabhängigen in die Reichsregierung
von folgenden drei Bedingungen abhängig gemacht:

1. Müſſen ſich die Unabhängigen auf den Boden der
Weimarer Verfaſſung ſtellen.

2. müſſe eine Einigung über ein gemeinſames Regie-
rungsprogramm erzielt werden,

3. müßte die Koalition auch die Deutſche Volkspartei
umfaſſen

Widerſtreitende Kräfte in der I. 6. P.
Jn der unabhängigen Münchener Morgenpoſt“ formuliert

der Reichstagsalgeordneie Unterleitner, während der
Revolution Sozialminiſter, unter lebhafter Befürwortung einer
aktiven Koalitionspolitik folgende Gründſäte:

1. Der Eintritt in eine Regierung mit republikaniſchen
bürgerlihen Parteien iſt keige Frage des Prinzips, ſondern
eine Frage der Taktik.

2. Tie gegenwärtige wirt haftliche und politiſche Situation
erfordert einen ſtarken Einfluß der Arbeiter auf die Regie
rungegewalt.

Das jind genau dieſelben Grundſähze, die uns zu dem Bes-
ſchluſſe von Görlitz geführt haben. Auch die Görlitzer Reio-
lution ſieht nur eine Koaliton vor, die ſich ausdrücklich auf den
Boden der republikaniſchen Verfaſſung ſtellen. Wenn Anter-
leitner in ſeinem Aufſatze ferner ſchreibt, es handle ſich darum,
zu verhindern, daß die Deutſche Volkspartei in die Regierung
kommt, ſo nehmen wir die Unterſtützung ſeiner Partei gern an.
Die Unabhängigen wiſſen allerdings, daß die Koalitions-
bildung nicht nur eine Sache der jozialiſtiſchen Parteien iſt,
ſondern auch die bürgerlichen Kovalitionsparteien natürlich ihre
Forderungen anmelden.

Ganz anders als der füddeutſche Unterleitner läßt ſich die
Agitationstrompete der USP., Arthur Criſpien, ver-
nehmen. Er hat nach dem Bericht der „Freiheit“ auf der
Provinzialkonferenz, Berlin-Brandenburg, die alten Phraſen
gedroſchen und jede Koalition mit bürgerlichen Parteien ab-
gelehnt. Dieſelben Töne redete Ledebour. Es gab aber auf
der Konferenz auch mehrere Redner, die von der USP. ver
langten, ſie möge ſich klar zu Gunſten einer Koalitionspolitik
auch mit bürgerlichen republikaniſchen Parteien bereit erklären,

Engliſche Wandlungen.
Jn England beginnl die Erkenntnis zu dämmern, daß es

mit der bisher betriebenen Reparationspolitik nicht weiter
geht. Die engliſchen Blätter bereiten darauf vor, daß ein
neuer Kurs in der britiſchen Handelspolitik
einſetzen muß. Die Arbeitsloſigkeit iſt nämlich in Eng-
land derart angewachſen, daß man die ſchlimmſten Befürch
tungen hegt und daß Lloyd George ſich zu Beſprechungen mit
Arbeiterführern Hals über Kopf von ſeiner Konferenz mit
den Jnduſtriellen ngch London begibt. Man ſieht nun ein,
daß die Vernichtung der deutſchen Kaufkraft
und der Valuta der übrigen kriegsbeſiegten Staaten die Quelle
der engliſchen Wirtſchaftskriſe iſt und deutet an, daß Aende-
rungen von großer Bedeutung in der internationalen Politik
bevorſtehen dürften. Man wird gut tun, dieſen Preſſe
meldungen yorläuſig keine allzu große Bedeutung beizulegen.
Wohl iſt gerade in England zuerſt von Keynes, kürzlich erſt
wieder von Churchill die Notwendigkeit betont worden,
von der Politik der Zwangsbeitreibung der Re-
parationen abzugehen und es beſteht mehr als jemals die
Ausſicht, daß der alte Handelsſtaat Großbritannien unter dem
Druck der ökono miſchen Notwendigkeiten den Frie-
densvertrag einmal als überlebt anſehen wird. Wird doch
England von dem Sturz der Mark und von der diamit gleich-
zeitig wiedererwachenden Konkurrenz der deutſchen Jnduſtrie
ſchwerer betroffen als andere Länder. Es kann alſo aus
Goldleiſtungen Deutſchlands keinen Nutzen ziehen, ſolange
dieſe mit einer Verſchlechterung der deutſchen Kaufkraft ver-
bunden ſind. Aber es erſcheint vorläufig noch ſo, als ob
man über die Politik der Kundgebungen noch nicht
hinaus gelangt ſei. Zur Beruhigung der engliſchen
Arbeitermaſſen, die unter der Arbeitsloſigkeit erſchreckend lei-
den, und zu ihrer Ablenkung wäre eine Ankündigung des
neuen internationalen wirtſchaftlichen Kurſes ſehr wohl ge-
eignet. Bis jetzt iſt es noch nicht erkennbar, ob die Er-
gebniſſe der Konferenz mit den Jnduſtriellen lediglich dea
Plan gezeitigt haben, der engliſchen Induſtrie große Ausfuhr-
kredite zur Verfügung zu ſtellen oder ob darüber hinaus
eine Stundung der deutſchen Reparationen ins Auge gefaßt
iſt. Erſt wenn darüber Einzelheiten vorliegen, wird ein
Urteil über die Tragweite der neuen Jdeen mög-
lich ſein, die jetzt in der Preſſe geäußert werden und die wir
als Zeichen beginnender Verſtändigung natürlich begrüßen.

Verdienſte der Hohenzollern.
Wilhelm von Doorn war immer ein ſparſamer Hauesvater.

Er ließ ſich lieber beſchenken, als daß er ſchenkte, am an
genehmſten war es ihm, wenn der Staat die Laſten ſeiner
repräſentativen und ſonſtigen Tätigkeit trug. Dafür erzielte
er aus ſeinem perſönlichen Taſchengeld an der Zivikliſte er-
heblig e Erſparniſſe. Dieſe in der ſogenannten Privatſchatulie
aufge eiherten Beträge erreichten Ende 1918 die Summe
von rund 50 Millionen Mark Nennwert. Ein großer
Teil dieſes Geldes iſt in Jnduſtrieaktien angelegt. Jnduſtrie-
papiere ſteigen ſeit Jahr und Tag im Kurs. Wilhelm macht
dabei ſein Geſchäft.

Er beſitzt z. B. Aktien der Allgemeinen Elektrizitäts A.-G.,
ſie ſtehen heute auf rund 639! Jede Aktie im Betrage von
1000 Mark iſt 6300 Mark Wert, und Wilhelm von Dohrn
beſitzt für 200 000 Mark A.-E.-G.-Aktien. Das ſind 1 350 000
Mark.

In der Privatſchatulle liegen Aktien der Elberfelder Far
benfabriken. Sie ſtehen heute auf 560, brachten gute Divi-
denden und ſind mit glänzenden Bezugsrechten verbunden.

Ludwig Loewe ſteht zurzeit auf 790, Deutſch Atlantiſche
Telegrafen auf 800. Es liegen in der Privatſchatulle des
ehemaligen Kaiſers aber auch Aktien der deutſchen Groß-
hdanken, der großen deutſchen Verkehrsunternehmungen uſw.
Alle dieſe Papiere ſteigen dauernd im Kurs, ſie bringen
ſtändig höhere Dividenden, und im beſonderen, ſie bieten
ihre:t Beſitzern oft Bezugsrechte, die den vielfachen Betrag
der Jahresdividende ausmachen.

Deutſchland leidet Not, aber die Hohenzollern haben ihre
Verdienſte. Sie verdienen vorläufig noch doppelt, denn bishe
zahlen ſie noch keine Steuern.

Miniſter Rathenau begibt ſich heute nach Wiesbaden zum Ab-
ſchluß der Verhandlungen über das Wiederaufbauabkommen.
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Preußiſcher Landtag.

49. Sitzung. Dienstag, den 4. Oktober 1921, 12 Uhr.
Die zweite Beratung des Haushalts der Handels und Ge-

werbeverwaltung wird fortgeſetzt. Auf Antrag K.atz (Kom.) wird
die große t. der Kommuniſten über die Stillegung der

arbwerke nachträglich auf die Tageso nung
eſetzt.

Frau Ludewig (Kom.): Für die jugendlichen Arbeiter
zibt es noch heute keinen Achtſtundentag. Die Geldſtrafen für die
viderrechtliche Beſchäftigung von Kindern unter 14 Jahren ſind
o i rlich niedrig, daß ſie zur Ausbeutung der Kinder geradezu
ermutigen.

Abg. Chriſtange (U. S.) Wenn die Finanzminiſter nicht
nehr wiſſen, wie ſie ſich helfen ſollen, ſo halten ſie ſich an indirekte
Steuern. Jetzt wollen die Unternehmer durch Lohnabbau und
Verlängerung der Arbeitszeit das Wirtſchaftsleben aufbauen.
Verlängerung der Arbeitszeit das Wirtſchaftsleben aufbauen. Solche
die Arbeiter. Vielmehr müſſen Ueberarbeitung und Ausnutzung
der Arbeiter noch mehr als bisher bekämpft werden.
Abg. Dr. Grund (Dem.): Jn Preußen muß man eine preu-

ßiſche Wirtſchaftspolitik treihen, mit beſonderer Berückſichtigung
der Oſtfragen. Der Export nach Rußland bietet große Ausſichten
für die Zuktunft.

Abg. Holzam mer (Deutſche Wirtſchaftspartei) beſpricht den
Fall Rahardt und weiſt Vorwürfe gegen das Handwerk zurück.

Abg. Mohrbotter (Welfe): Die Kleinbahnen müſſen durch
größere Zuſchüſſe unterſtützt werden.
Abg. Brückner S Wir müſſen heraus aus dem wider-
ſinnigen Dilemma des Friedensvertrages, der uns zwingt. b.llig
zu exportieren und die Arbeitloſigkeit in den Siegerſtaaten ver-
größern zu helfen. Dabei vertelen die Attiengeſellſchaften Divi-
denden, die, obgleich ſte vielſach auf Bilanzverſchleierung beruhen,
immer noch alles zuläſſige Maß überſchreiten. Solche üdermäßigen
Hewinne ſollten dem Staate verfallen. Beſonders hoch ſind
e Gewinne der chemiſchen Jnduſtrie, wozu auch die Werte in
Appau und Höchſt gehören. Das Oppauer Unglück muß das
Niniſterium veranlaſſen, in der chemiſchen Jnduſtrie ſeines Amts
oereiches nachzuprüfen. ob alle notwendigen Schutz
maßnahmen für die Arbeiter getroffen ſind. In den Höchſter
Farbwerken ſind 15 900 Arbeiter ausgeſperrt worden, weil ſie ſich
durch die Vorenthaltungen von Unterſtützunzs-
geldern und durch unerhört provokante euße-
rungen eines Betriebsleiters zu gewiſſen Ausſchreitungen hin-
reißen ließen. Das Minſſterium muß ſich bemühen, eine für deide
Teile befriedigende Verſtändigung herbeizuführen. Grauenhaft iſt
jetzt der Tanz um das goldene, oder vielmehr das papierene Kalb
an der Börſe. Und dieſelben Kreiſe entrüſten ſich dann
über die Unmoral in den niederen Volksſchichten. Der
Staatskommiſſar an der Börſe muß erhalten bleiben! Er muß
aber ſein Auſſichtsrecht ri gebrauchen, um die Auswüchſe an
der Börſe zu beſeitigen. as Schiebertum iſt nicht ein Kind des
Republik, ſondern des Krieges, und vor allem der Etappe.
(Sehr richtig bei den Soz.) Bei der Verſorgung des Heeres hat
man die Aufträge wahllos verteilt und nicht danach gefragt, durch
welche Hände ſie gingen. Das iſt dann Gewohnheitsrecht gewor
den. Wir haben von Anfang an den Kampf gegen den Wucher
und das Schiebertum aufgenommen Leider hat auch ein Teil der
Produzenten durch übermäßige Forderungen zur Verteuerung der
Lebensmittel beigetragen. Jn die Landesauftragsſtellen
müſſen unter allen Umſtänden Arbeiter vertreter hin-
ein. Man muß die Aufträge dahin leiten, wo die meiſten
Arbeitsloſen ſind. Betriebe wie der Bergbau, müſſen endlich im
Intereſſe des Staates verwaltet werden. Nur die Sozial'ſierunz
der dazu reifen, konzentr'erten Betriebe führt aus der Zerfabren-
heit der jetzigen Wirtſchaft hinaus. Notwendig iſt eine Ein-
wirkung auf das Reich. um das Arbeiterrecht endlich einbeitlich zu
geſtalten, denn Hewerbegerichte und Schl'chtungsaueſchüſſe arbei-
ten vielfach durch und gegeneinander. Den obl'igatoriſchen Arbeits-
nachweis, der von der Rechten angeblich im Arbeiter'ntereſſe be
kämpft wird, fordern gerade die qualifizierten Focharbeiter. Der
angeblich bevorſtehende Preisabbau iſt durch die Höhe der Getreide
preiſe hintertrieben worden. Nur eine unmittelbare Einwirkung
der Arbeiter auf den Produktionsprozeß kann aller weiteren Ver
e Fung der Lebenshaltung Einhalt tun. (Lebh. Beifall bei den
Soz.

Das Haus vertagt ſich auf Mittwoch 12 Uhr. Tagesordnung:
e r heute, Haushalt der Porzellanmanufaktur. Schluß

r.

Das Wiesbadener Abkommen.

Der Auswärtige Ausſchuß des Reichstages trat am
Hienstag vormittag zu der Beratung des Wiesbadener Abkom-
menz zrſammen. Die ganze Vormittagsſitzung wurde von einem
Duell Helfferich-Rathenau ausgefüllt. Helfferich griff den
Wiederaufbauminiſter heftig an; Rathenau verſtand aber dem
deutſchnationalen Kritiker ſo kenntnisreich und elegant zu er-
widern, daß der ganze Ausſchuß unter dem Eindruck eines ſtarken
Erfolges für Rathenau ſtand.

Die des Ausſchuſſes dauerte bis Abend. Die Einzer
iten der Verhandlung waren er ſprrtn jedoch wurde be

annt, daß Spahn vom Zentrumund Breitſcheid (U. S. P.) Herrn Helfferich ſehr ſcharf und
wirkungsvoll e e ngreryren ſind. Anerkannt wurde, daß
Helfferich auch diesmal in der Kritik ſich als ſehr ſcharfſinnig ge-
jeigt. jedoch keinerlei beſſere oder auch andere Wege, als die ein
EWilagen en anzugeben wußte. Auch Streſe mann, der Sie

itzung leitete, äber auch in die Debatte eingriff, rückte von dem
deutſchnationalen Nichtsalskritiker ab.

Domin'cus, der OHrgeſchminiſter.

Dem „Vorwärts“ wird aus Breslau berichtet:
Der Breslauer Polize'präſident, Geheimer Regierungsrat

Liebermann, wurde belanntlich vor einiger Zeit auf
Drängen unſerer Partei zur Dispoſition geſtellt. Den
n Deweis für ſeine mangelhafte Eignung zum Diener
der Republik in verantwortlicher Stellung konnten wir darin
erblicken, daß Liebermann an die Leitung des ſchleſiſchen Pro
vinzial'verbandes der Orgeſch, den „Heimatſchutzverband ver
faſſungstreuer Oberſchleſer“, ein Schreiben gerichtet hatte,
das in ſeinem Jnhalt auf eine Warnung hinauskam, ſich
vor der Anwendung der letzten Verordnung des Reichs prä
ſidenten gegen die Selbſtſchutzverbände in acht z u
men und die juriſt iſche Form gegenüber dieſer Verord-
nung zu wahren. L'ebermann hat die Tatſache dieſes Schrei
bens, das unſeren Parte!genoſſen in die Hände gefallen war,
nicht beſtreiten können. Nachdem er aber zur Dispoſition
geſtellt worden iſt, wehrt er jcch jetzt nachträglich in einer
Po. mit mit unſerem Breslauer Pa teiblatt doch recht wirk-
ſam gegen die ihm gemachten Vorwürfe. Er ſtellt nämlich
unter Bewe!s, daß er ſein Schreiben

auf direite Anweiſung des preußiſchen Jnnenminiſters Do
mnnicus

la hätte und nur um den Miniſter zu decken,
ſein Schreiben geheim und vertraulich verſandt hätte.
Dominicus hatte auf Erjuchen des Reichskanzlers Dr. Wirth,
der mit ihm gemeinſfam in Schleſien die Vertreter aller poli-
tiſchen Parteien empfangen hatte, zugeſagt, daß jede Um
gehung der Verordnung des Reichspräſidenten gen die Selbſt
ſchutzverbände unmög lich gemacht werden würde. Nach der
Behauptung des Policeipräſidenten Lieberman, die dieſer jetzt
auch vor Gericht anläßlich eines Kommuniſtenprozeſſes be
ſchworen hat, hat Herr Dominicus dieſe Vekämp, ung der
Orgeſch in der Weiſe verſucht, daß er den Polizeipräſi-
denten anwies, die Orçeſch zu warnen und zu einer
Satzungsänderung zu verraniaſſen. Der Wortlaut des Tele-
gramms des preußiſchen Jnnenminiſters liegt der Oeffent
lichkeit nicht vor, da der Polizeipräſ. dent Lebermann nach
ſeiner Amtsenthedung anſchenend nicht mehr darüber verfügt.
Bezeichnend iſt, daß Liesermann ſelbſt angibt, er hätte von
dem Bekanntwerden dieſes Schrittes des Jnnenminiſters eine
„parteipolit: ſche Polemik unerwünſchter Art“ befürchtet un d
daher bis jetzt mit ſeiner Verteidigung und der
geichzeitigen Belaſtung des Jnnenminiſters zu-
rückgehalten.

ernſtein, Sozialdemokrat

Pfun Spinne!
Die Deutſche Volkspartei lernt und vergißt nichts. Vor

den Reichstagswahlen 1920 pries ſie ſich den Wählern als
ſtärkſte Kampfgruppe geren die Sozaldemokratie an: „Von
roten Ketten macht Euch frei allein die Deutſche Volkspartei.“
Jetzt 14 Tage vor den Berliner Stadtverordnetenwahlen klebt
an allen Berliner Anſchlagſäulen ein Plakat der Deutſchen
Volkspartei, auf dem die Sozialdemokratie als eine wider
wärtige Spinne darge'tellt iſt, die Rathaus, Schloß, Dom und
Brandenburger Tor von Beriin mit ihren roten Fäden über-
ieht. „Zer el t das rote Netz wählt Deutſche Volkspartei!“dein die Wahlparole dieſes „rechten Flügel der erweiterten

Koalition.“
Die Deutſche Volkspartei wird ſich irren. Sie hat die

roten Ket!en nicht ſprengen können, und ſie wird nicht dadurch
ſtärker, daß ſie jezt dieſe Ketten als Spnneweben lächerlich
zu machen ſucht. Und Spinnewebennetze zu zerreißen, braucht
man ja wohl nicht die Helden der utſchen Volkspartei,
ſondern höchſtens ein paar alte Scheuerfrauen. So könnte
man aus dem Bilde vellelcht auf eine beſſere Selbſteinſchätzung
der Volksparteiler ſchleden Aber ihre freundſchaſtliche Ge-
finnung für die Sozialdemokratie iſt offenbar ganz die gleiche
wie im Juni 1920.
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zeichnen Ernſt Däumig und Adolf Hoffmann. Das Blatt
enthält u. a. einen Aufſatz mon Märie Wackwitz: „Mein
Austritt aus der kommuniſtiſchen Fraktion“, der von der
Redaktion mit folgenden Worten eingeleitet wird:

„Wir drucken hier unve die Erklärung der Genoſſin
Wacdkwitz ab. Sie iſt Proletarierin und ſteht ein Menſchen
alter in der ſozialiſtiſchen Bewegung. Sie hat bereits fürdie Arbeiterbewegung gekämpſt, als die, die e Verrat

ſchreien, noch in den Winden lagen.“
Aus ihren Erfahrungen in der KPD. gibt Marie Wad-

witz u. a. folgendes zum beſten:
„Nicht Einigkeit, nicht Solidarität, nicht Brüderlich

keit untere nander war zu finden, ſondern gerade das Gegenteil.
Wehe demjenigen, der nicht täglich betonte: ich bin mit allem
einverſtanden, was von oben befohlen wird. Ganz von den
unerfreulichen Zuſtänden in Berlin ſchweigen.Schlimmer noch, wenn das Celöbnis Treue um Lre ue zer

während die lieblichen Worte hört: „Parlamentsbremſe,
Kleber, Verräter, Streber!“ Erſt vor kurzem hatte
ich das Vergnügen, auf dem Perron des Bahnhofes in Weißen-

Sie im Spißbubenabteil gefahrenl“

der Maſſenpartei nur noch eine Seite üorig bleibt.“ Der
Artikel ſcheint vor längerer Zeit geſchrieben zu ſein, ſeins
Prophezeiung iſt ja längſt in Erſüllung gegzangen.

Die Kriſe im engliſchen Bergbau.
London, 5. Okt. (WTB.) Jn einem Kohlenbergweri

in Nordwales wurde bekanntgegeven, daß die Schächte bis
auf weiteres geſchloſſen würden. Die Bergwerksbeſitzer er
klären, daß es unmöglich ſein werde, die Jnduſtrie weiter-

wenn nicht eine Neuregelung der Löhne und ein
erminderung der hohen Betriebskoſten ſtattfinde.

6 Milliarden für den Wohnungsban?
Der Wohnungsausſchuß des Reichstages beſchäftigte ſich

am Montag mit einem Antrage des demokratiſchen
Abgeordneten Bahr, die Mietſteuer, die bis-
her 6 bis 10 Prozent beträgt, für die Rechnungsjahre 1922
und 1923 auf 110 vom Hundert des Nußzungswertes
zu erhöhen. Kleinrentner mit einem Einkommen bis zu
15000 Mark ſollen von der Abgabe befreit werden können.

Gegen dieſe gewaltige Erhöhung der Mietſteuer wandte
ſich der Staatsſekretär im preußiſchen Wohlfahrtsminiſte-
rium von Scheidt. Er würde begrüßen, wenn die Miet-
ſteuer auf etwa 20 bis 30 Prozent erhöht würde. Mehr
aber ſei zur Zeit nicht zu tragen. Berückſichtige man, daß
zur Mietſteuer noch die wachſenden ſtaatlichen und gemeindlichen Grundſteuern und die angernedihen
Rparaturkoſten kommen, ſo erreiche bei der Annahme des
Antrages Bahr die Mietpreiserhöhung etwa 250 rozent.
Das würde eine Revo lu tie merg? v unſeresWohnungsweſens bedeuten. Die eubautätig-
keit ſei übrigens nicht nur eine Finanzfrage, ondern eine
Frage der gelernten Arbei.er. nfolge Abwanderxung,Kriegsverluſten und Mangel an Nachwu
gelernten Bauarbeitern. b Silberſchmidt (Soz.)
wandte ſich ebenfalls gegen den Ja ahr. ilber-
ſchmidt hat auf dem Mieter Kongreß in resden den Ein
druck gewonnen, daß die Mieter gewillt ſind, eine Miet
reiserhöhung zu tragen, wenn ſie Sicherheit für die Erfüllung folgender Bedingungen haben:

1. Ausbau des Mieterrechts.
2. Abſolu e Gewißheit, daß die Mietpreiserhöhung der

allgemeinen Wohnungswirtſchaft und nicht der ereiche
rung der Hausbeſitzer dient.

3. Daß es ſich nur um Zwiſchenmaßnahmen mit dem
Ziele der Gemeinwirtſchaft im Wohnungsweſen handelt.

Jm Laufe der lange Debatte ſchlug der Zentrumsabge-ordnete Schlack eine Freiwillige Ueberarbeit der gelernten

Bauarbeiter und eine 2prozentige Lohnſteuer, die von den
Unternehmern e werden ſolle, vor. Schließlich faßte

pder Ausſchuß ſeinen Willen in folgender Reſolution zuſammen, die der Reichsregierung als Richtünie für die alsbal-

De Nurketendetin.
Erzähtung aus der Zeit der Rerolutionskriege

von Erckmann-Chatrian.
(1. Fortſetzung.

Noch iſt mir's, ich dürfe nur über den Gang gehen
ind mich in den Obſtgarten mit ſeinen guten Gerüchen
ſchleichen; ich glaube noch, ich dürſe nur die hölzerne
Stiege aus der Küche in meine Kammer erklettern, wo wir
die Meiſen hatten, mit welchen wir, der kleine Hans Adam,
des Holzſchuhmachers Sohn, und ich, unſeren Vogelfang
betrieben. Es waren blaue und grüne darunter. Die kleine
Eliſa Meyer, die Tochter des Bürgermeiſers, kam oft,
unſere Vögel zu ſehen und mir davon abzubetteln; und
wenn Hans Adam, Ludwig, Franz Seppel, Karl Senger
und ich miteinander die Kühe und die Geißen zur Weide
führten, dort hinten neben dem Bi kenwald, ſo klammerte
ſie ſich an mein Wams und ſagte: „Fritzel, laß mich
Deine Kuh führen, ſcheuche mich nicht fort!“

Und ich gab ihr meine Geißel; wir machten Feuer auf
dem Raſen und brieten Kardofſeln in der Aſche.

O, die ſchöne Zeit! Alles war ruhig und friedlich
um uns her und ging ſeinen gewiſſen Gang, ohne die
geringſte Störung. Montag, Dienstag, Mittwoch, alle
Tage, die Gott gab, verliefen einer wie der andere. Jeden
Tag ſtand man zu derſelben Stunde auf, zog ſich an und
ſetzte ſich zu Lisdeths guter Mehlſuppe nieder. Der Onkel
rikt dann fort und ich machte Schläge und Sehlingenfür Droſſeln, Sperlinge, Finken, je nach der Jahresgeit.

Mittags waren wir wieder zurück, Da gab's Kraut mit
Speck, Nudeln oder Knöpflen. Nachher ging ich Vieh
hüten, nach meinen Schlingen ſehen, oder ging auch wohl,venn es heiß war, zum Bad in die Oueich Abends hatte

ich guten Appetit, der Onkel und Lisbeth auch.
Alle Abende, gegen das Ende des Nachteſſens, wenn

es anfing im Zimmer dunkel zu werden, ertönte ein ſchwe
rer Schritt durch den Gang. die Türe öffnete ſich und ein

unterſetzter, viereckiger Mann, von breiten Schultern,
einen großen Fllz auf dem Kopfe, erſchien auf der Schwelle
mit den Worlen: „Guten Abend, Herr Doktor

„Setzt Euch, Mauſer,“ antwortete der Onkel, „Lis-
beth, mach die Küche auf!“

Lisbeth öffnete die Türe, und die rote auf dem Herd
flackernde F amme zeigte uns den Maulwurfſänger un-
ſerem Tiſche gegenüber, wie er mit ſeinen kl.inen grauen
Angen betrachtete, was wir aßen. Er hatte ganz das
Ausſehen einer Feldmaus, lange Naſe, keinen Mund, zu
rücktretendes Kinn, vorſtehende Ohren und einen Schnurr-
bart von vier gelben, zerzauſten Haaren. Sein Kittel
von grauer Leinwand ging ihm kaum bis zu den Lenden;
ſeine große rote Weſte mit tiefen Taſchen ſchlotierte um
ſeine Schenkel und ſeine ungeheuren Schuhe, w'lche ſtets
die Farbe des Erdreichs trugen, hatten große Nägel, die
von den dicken Sohlen herauf wie Krallen glänzten.

Der Mauſer konnte fünfzig Jahre haben; ſeine Haare
fingen an grau zu werden; groze Runz. ln furchten ſeine
gerötete Stirn und weiße Augenbrauen mit einem gol-
denen Anflug fielen ihm bis auf den Augapfel herab.

Man ſah ihn immer auf den Feldern beſchäftigt, ſeine
Fallen ſtellen, oder auch wohl an der Türe ſeines Bie-
nenſtandes am Abhange in der Virkenwaldheide mir ſei-
ner Drahtmaslke, ſeinen dicken leinenen Handſchuhen und
ſeinem großen ſchneidigen Löffel, mit dem er den Honig
von den Stöcken löſte.

Zu Ende des Herbſtes verließ er auf einen Mongt
das Dorf, ſeinen Zwerchſack über dem Rücken. Vorne
atte er den Honig drin, hinten das gelbe Wachs in
latten, das er den Pfarrern der Umgegend zu Wachs-

kerzen zum Verkaufe trug. Das war der Man er. Nach
dem er wohl über den Tiſch hinweggeblickt hatte, hub er
an „Da habt Jhr Käs das da ſind Hajelnüffe
„Ja,“ antwortete der Onkel. „Greift zu.“ „Dank
ſchön, ich rauche jetzt lieber eine Pfeife.“

Damit zog er eine ſchwarze Pfeife mit kupfernem,
an einem Kettchen hängenden Deckel aus der Taſche.

Er ſopfte ſie bedächtig, indem er ſeine Augen fortwährend

umherlaufen ließ, ging dann in die Külche, nahm eine
glühende Kohle in ſeine hohle ſchwielige Hand und legte
ſie auf den Tabak. Jch meine ihn noch zu ſehen mit
ſeinem Rattengeſicht, wie er, die Naſe in der Luft, vor
dem purpurnen Herde große Wolken blies und wie er
dann wieder hereinkam und ſich im Schatten des Ofen
winkels mit verſchränkten Beinen niederſezte.

Außer den Maulwürfen und den Bienen, dem Honig
und dem Wachs hatte der Mauſer noch eine andere ernſte
Beſchäftigung er weisſagte die Zukun t nach dem Vogel
flug, der Menge der Heuſchrecken und Raupen und ge

wiſſen, in ein großes Buch mit hölzernem Deckel ein
eſchriebenen Ueberlieferungen, das er von einer alten

Tante zu Geming geerbt hatte und das ihm ber zukünf
tige Dinge Auſſchluß gab.

Aber um ihn auf das Kapitel ſeiner Wahrſagungen
zu bringen, war die Gegenwart ſeines Freundes Koffel
nötig, des Schreiners, Drehers, Uhrmachers, Hinde-
ſcherers, Tierarztes, kurz des größten

er reparierte altes verdorbenes Hausgerät, er ſtellte die
Orgel in Stand, wenn Pfeifen und Blasbalg in Un
ordnung waren; Onkel Jakob hatte ihm ſelbſt oerbieten
müſſen, gebrochene Beine und Arme etnzurichten, denn
er hielt ſich auch für einen geſchickten Mediziner. Der
Mauſer zolite ihm riel Bewunderung und ſagte manch-
mal: Wie ſchade, daß Koffel nicht ſtudiert hat, 's iſt
ewig ſchad'!

ber all dies ſtieg ihm nicht zu Kopf und die ſicherſte
u Einnahmequellen floß im Herbſt; da ging er

raut einſchneiden, ſeinen Krauthobel wie einen Butten
auf dem Rücken und rief von Türe zu Türe: Krautein
ſchneiden! Der Krauteinſchneiber! Ta ſah man's, wie
große Geiſter belohnt werden. Fortſ folgt.)

An ereretee

Man färbe daheim nur mit echten Brauns schen Stoffarben
und fordere die lehrreiche Gratisdroschüre No. S von

1 Wilhelm Brauns, Sesollschatt mit deschrüänxter Hal

Arme Marrer S
Die Kommuniſtiſche Arbeitsgemein en Nr. 1ihres Mitteilungsblattes erſcheinen er ausgeber

brochen iſt. Jſt es nicht ebenſo ſchlimm, wenn man fort

ſels die Worte zu vernehmen: „Na, am längſten ſind

Die Verſjaſſerin prophezeit zum Schluß: „Die Zentrale
wird fäubern, ausſchlie en, hinauswer en, kündigen, bis von

fehle es ſehr an

enies von Anſtadt
und Umgegend. Koffel trieb alles er flickte das zer-
ſprungene Geſchirr mit Eiſendraht, er verz nunte P.annen,

r
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r ſo vaffung von Mitteln für den Wohnungsdau die

1. Es iſt anzuſtreben, daß in den Jahren 1922 bis 23mindeſtens je 200 000 Wohnungen ebadt werden.

2. z Frrnß der unrentierl'chen Baukoſten ſind im
h 1922/23 von den Ländern und Gemeinden mindeſtens

ß Milliarden Mark zur Verfügung zu ſtellen.
3,, Zu dieſem Zwecke iſt das Wohnungsabgabegeſetz

vom 26. Juni (Mietsſteuer) weiter auszübauen.
Sollte es nicht möglich ſein, für das geſamte Reich

die Bautkoſten eines Jahres unmittelbar durch Erhöhung
der Wohnungsabgaben aufzubringen, ſo iſt den Ländern
u überlaſſen, ob die neuen Einnahmen unmittelbar zu Zu-
chüſſen oder zur Perzinſung und Tilgung der notwendigen
erräge Verwendung finden.

Ein Antrag Silberſchmidt empfiehlt der Reichsregie-
rung, neue Quellen zur Finanzierung von Neubauten durch

Leiſtungen zu erſchließen, die von der Jnduſtrie und derLandwkrüſchaſt aufgebracht werden.
Gegen die Punkte 3

und 4 der Reſolution ſtimmten die Unabhängigen und die
Kommuniſten.

v

Der Reichstagsausſchuß für Wohnungsweſen
hatte am Dienstag eine längere Sitzung. Zunächſt berichtete Abg.
Silberſchmidt (Soz.) über das Ergebnis der Verhandlungen
des Unterausſchuſſes und über die Anträge, die im Unteraus-
u zur Annahme gelangt und noch zu erledigen ſind. Später

immte der Ausſchuß mit 14 gegen 11 Stimmen einem Antrag
u, welcher beſagt:

„Der Ausgleich zwiſchen den Mieten in den alten und den
neuen Wohnungen iſt alsbald herbeizuführen, 1) weil ihre
große Verſchiedenheit zu wirt waftlichen Ungerechtigkeiten
geführt hat; 2) weil ohne die Abführung des Mietszinsunter-
ſchiedes ſeitens der Jnhaber alter Wohnungen an die All-
gemeinheit die Wohnungsnot beſeitigt werden kann;
3) weil v des Wirtſchaftslebens der Speku-
lation auf dieſe Mietsſteigerung, jndem ſie für die Allgemeind Weg Beſchlag belegt wird, die Grundlage entzogen wer

en muß“,
Es wurde ferner beſchloſſen, daß eine Beſtimmung getroffen

wird, wonach die Wohnungsluxusſteuer ſeitens der Gemeinden
ind gemeinnützigen Verbände zur Förderung des Kleinwohnungs-
baues verwendet werden müſſen.

Ein Antrag Ellinger, der der Reichsregierung empfiehlt,
zur Verbilligung der Bauausführung die Einrichtung gemein-
wirtſchaftlich arbeitender Baubetriebe finanziell
mehr als bisher zu unterſtützen und zur Einrichtung gemeinwirt-
ſchaftlich arbeitender Baubetriebe 100 000 Millionen Mark be
xeitzuſtellen, wurde vertagt.

Rollzen.

Fort mit den Kaiſerbildern. Auf eine Vorſtellung des Ar-
verrer- und Beamtenbetriebsrates hat der Präſident der Eiſen-
bahndirektion Frankfurt a. M. angeordnet, daß aus allen Amts
ſtuben der Direktion die Kaiſerbilder ſofort zu entfernen find.

Wer wird Botſchafter in Amerika? Die bürgerliche Preſſe
n ein eifriges Rätſelraten über die Frage an, wer wohl deut
ſcher Botſchafter in Waſhington werden möge. Ein Teil der Zei-
tungen nimmt die Ernennung des bisherigen Reichsminiſters Hermes als ſicher an. Wahr ſt indes, daß unter den Kandidaten

auch Hermes genannt wurde. Der Staatsſekretär des Auswär-
tigen Awtes Haniel, deſſen Name ebenfalls durch die Preſſe geht.
kommt für den Poſten ſchon deshalb nicht in Betracht, weil er z. Z.

der in abingten war, alſo in diedamalige deutſche Politik in Amerika verwickelt geweſen iſt.
Fu für Oppau. Der ſächſiſche Landtag bewilligte 100 000 M.

für Oppau, da die ſchlechte l v des Landes die von den
Kommuniſten beantragten 250 000 Mark nicht zuläßt. Die für
Rußland beantragten 250 9000 Mark wurden abgelehnt.

Neue Kriegsbeſchuldigtenprozeſſe. Vor dem Reichsgericht be
I in nächſter Woche wieder die ſogenannten Kriegsbeſchul-
gende ſe. Die Verhandlungen erſtrecken ſich zunächſt nur auf

rmeefälle.
Die bayeriſche Regierung wird gemäß der Verabredung mit

der Reichsregierung heute durch Verordnung den Ausnahme-
zuſtand in Bayern ab 15. Oktober aufheben.

Die Warſchauer Notenpreſſe druckt täglich 700 Millionen, bis-
er bereits 150 Milliarden Mark. Daher die traurige Finanz-

lage Polens und der tiefe Stand der polniſchen Mark.
Kein Streikende. Die Belegſchaft der Farbwerke hat mit

erdrückender Mehrheit die Vereinbarungen der Gewerkſchafts-
e mit dem Arbeitgeberverband der chemiſchen Jnduſtrie
abgelehnt.

Gewerſhaſtnges

Die Einigung bei den Metallarbeitern.
Wenn wir im Nachſtehenden noch einmal auf die 15.

Generalverſammlung des Deu. ſchen Metallarbeiterverban-
des zurückkommen, ſo nur dakum, um zu zeigen, wie die Me-
tallarbeiterzeitung, das Organ des Metallarbeiterverban-
des, zu dem Jenger Ergebnis Stellung nimmt.

Es iſt nicht Selbſtüberhebung, es iſt nur die erneute
Feſtſtellung einer erfreulichen Tatſache, wenn die Metall
arbeiterzeitung offenbar durch ihren neuen Redakteur, den
Genoſſen Kummer, ſagt, daß der Tagung von Jena für im
mer der Ruhm bleiben wird, „endlich das erfüllt zu haben,
was die Beſten des ſozialiſtiſchen Prole. ariats inbrünſtig
erſehnen: den Anfang mit der Einigungder Ar-
beiterſchaft.“ Der Artikel ſagt: „Der proletariſchenEinigung eine breite Gaſſe gebahnt zu haben, iſt zweifels

ohne die weitaus wichtigſte Tat der Jenger Tagung, ein
Ereignis von geſchichtlicher Größe. Die Metallarbeiter ha-
ben damit der geſamten Arbeiterbewegung ei-
nen unſchätz baren Dienſt erwieſen. Er wird weiter
wirken von Gewerkſchaft zu Gewerkſchaft, von Land zu
Land. Denn. wenn in der größten Arbeiterorganiſation
die Streitaxt begraben und ein geiſtiges und menſchliches
Gleichklangverhältnis zwiſchen den bislang hadernden Brü-
dern hergeſtellt iſt, muß dieſe ſegensreiche Folgen im gan
zen proletariſchen Lager haben.“

Ueber den Pakt, der zwiſchen nuſeren Genoſſen und
den Unabhängigen in Jena geſchloſſen wurde, äußert ſich
das Me. allarbeiterorgan folgendermaßen:

„Ueber die Lebensfähigkeit des zu Jena geſchloſſenen
Wur mögen die Anſichten noch auseinandergehen. Die

weifelfucht mag ſich darauf berufen, daß gerade im Me
tallarbeiterverband, wo große Unterſchiede in der geiſtigen
und beruflichen Schichtung der Jnnigkeit des Zuſammen-

j wirkens entgegenſtänden, der Streit über Arbeitsgemein-
ſchaft, Diktatur des Prole ariats und ähnliche Dinge noch
keineswegs beigelegt ſei. So mag es in der Tat von außen
ſcheinen. Der Beobachter indes wird finden,
daß die Meinungsverſchiedenheiten über dieſe, das gewerk-
ſchaftliche Leben beſchattenden Streitfragen zwiſchen den
beiden ſtärlſten Teilen des Verbandes beträchtlich geringer
ſind, als gemeinhin angenommen wird. Die öffentlichen,
noch mehr aber die nichtöffen. lichen Verhandlungen in
Jena, haben genugſam dargetan, daß man ein ſcharfes Ohr
haben muß, um noch ſachliche Meinungsverſchiedenheiten
in dieſen Dingen zu entdecken. Damit ſoll nun freilich nicht
geſagt ſein, daß nun völlige Einhelligkeit in der Auffaſſung
über Ziel und Taktik herrſche. Eine ſolche iſt weder möglich
noch wünſchenswert. Allein, was heute noch zwiſchen den
beiden Fraktionen an Meinungsunterſchieden vorhanden iſt,
iſt kaum größer als das, was innerhalb der Fraktionen be
ſteht. Man braucht nicht lange zuzuhören, um herauszufin-den, daß das die beiden Kidrin en heule noch Tren-
nende mehr aus dem Reiche des Gefühls. als aus dem des
Geiſtigen ſtammt. Es entſtand in den Jahren des Getrennt-
ſeins, des Mangels an gegenſeitigem Vertrauen. Es ſteht
indes zu hoffen, daß auch dieſe letzten Schwierigkeiten der
vollſtändigen Zinigre dank der nun innigeren Zu'ammen-
arbeit und des Meinungsaus auſches bald beſeitigt ſein
werden. Denn Jnnigkeit und Schaffen heißt nichts anderes,
als ſich beſſer kennen, ſich beſſer vertrauen lernen.“
Sehr optimiſtiſch äußert ſich die Metallarbeiterzeitung
über die Möplichkeit, „die völlige Einigung im Metall
arbeiterverband“ zu erreichen. Die Kommuniſten baben
allerdings erklärt, daß die von ibnen aufgeſtellten Richt-
linien die kommuniſtiſchen Gewerkſchaf ler nicht rerpflichten,
Statute oder Beſchlüſſe des Verbandes zu durchbrechen,
aber uns fehlt vorläufig noch der Glauben an die Wahrheit
dieſer Worte. Jmmerhin erkennen auch wir das Verdienſt
der Metallarbeiter an und hoffen mit ibnen. daß die in
Jena begonnene Einigung weitere Fortſchritte machen und
ſich nicht nur auf den Metallorbeiterverband und die
deurſche Gewerkſchaftsbewegung beſchränken wird.

Arbeiterbildung in der Terxtilinduſtrie der Rieder'auſttz.

Unſer Parteiorgan, die „Märkiſche Volksſtimme“, geht
in ihren Nummern 213 und 214 vom 11. bzw. 13. Sept.
unter obiger Ueberſchrift auf einen Vor rag ein, mit dem

der Sozialpolttiker Georg Eleinow die der
erſten Betriebsräteſchule der ie derlauſitz in Forſt einleitete. Die Schule ſoll nach ſeinen
Jdeen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern (1) geführtg gund in Forſt gegründet werden.

Wir entnehmen der Wiedergabe des Vortrages die
ſolgenden Geſichtspunkte: Es handelt ſich um einen Ver
ſuch, der rein äußerlich betrachtet darin beſteht, daß vom
3. Oktober ah unter Cleinows Leitung ein Betriebsräte-
kurſus von gurnf Wochen abgehalten wird. Die im Verlauf
desſelben vrermittelten Kenntniſſe ſollen die Arbeiter in
ſtand ſetzen, mit Hilfe der Verfaſſung und ihres beſonderen
Teiles, des m an dem wirtſchaftlichenWiederaufbau Deutſchlands Nutz und Frommen des
ſart Volkes und damit auch in erſter Linie der Arbeiterhaſt ſelbſt mitzuwirken.

Der Arbeiter überſieht heute noch nicht genügend die
Zuſammenhänge ſeiner Arbeit mit der Ge-ſamt wirtſchaft und hat noch nicht klar erkannt, daß
ſich ſeine verfaſſungsmäßige z gegenüber 1914 von
Grund auf geändert hat. Die imarer Verfaſſung gibe
ihm Mittel in die Hand, die früher nicht zur Ver-
fügung ſtanden, die ihn inſtand ſetzen, ſich im Wirtſchafts-
kampfe zu behaupten. Durch Erweiterung ihres Geſichts-
kreiſes muß das geſunde Selbſtbewußtſein der
Arbeiterſchaft gehoben und ſie dadurch zu einer
inneren Freiheit geführt werden, zu derſelben inneren
Freiheit, die den engliſchen Arbeiter befähigt, die Abhängig-
keit ſeines perſönlichen Schickſales von dem Geſchick ſeines
Landes ohne weiteres zu erkennen. Der Arbeiter muß
lernen, das Betriebsräte geſetz, das er noch nicht zu
verwerten verſteht, deſſen gewaltige utung er meiſt noch
nicht herausfühlt, auch juriſtiſch zu meiſtern. Er
muß lernen, die Belange der Wir. ſchaft zu überſchauen, um
ſich die Fähigkeit zu erwerben, vor allem dem S 66 des Ge-
ſetzes gerecht zu werden. Wenn die Arbeitrſchaft in ähn-
licher Weiſe aufſteigen will, wie das Bürgertum
im letzten Jahrhundert aufgeſtiegen iſt, ſomuß ſie ſich das eine grohe 87 ſetzen: Durch Arbeit, durch
Hebung der allgemeinen Bildung vor allem auf wirtſchaftlichem Gebiete, ſich zu einem auch geiſtig vollwertigen Fak-

tor im geſamten Wirtſchaftsleben zu en. wickeln. Ein ge-
bildete Arbeiterſtand wird ferner r Hebung der Produk
tion beitragen. Das ruft Cleinow denjenigen
Büſgerlichen zu, die da etwa kurzſichtig meinen, der

eiſtige und damit wirtſchaftliche Aufſtieg der Arbeiterſchaft
edeute eine Bedrohung des Bürgertums. Das

Gegenteil iſt richtig: Die Hebung des Arbeiterſtandes liegt
im Jntereſſe des Allgemeinwohles des geſamten
Volkes. Selbſtverſtändlich muß erkannt werden, daß
wirtſchaftliche Fragen nicht aus dem Geſichts-
winkel einer Partei heraus beurtkeilt ſein wollen,
ſondern daß man ihnen nur durch wirtſchaftliche Erwägungen
beikommt. Die Wirtſchaft läßt ſich nur mit dem geſunden
Menſchenverſtand und aus der Praxis heraus meiſtern.

Jn dem zwölfwöchigen Kurſus ſollen zunächſt die Zu
ſammenhänge der Forſter Privatwirtſchaft mit dem
Staat, die Einflüſſe des Staates, der auswärtigen Politik,
der politiſchen Geſetzgebung auf die Forſter Verhältniſſe ge
zeigt werden. Eine Gruppe von Vor rägen wird ſich mit
inneren Hemmungoen, zu denen z. B. Betriebskrankheiten,
Tuberkulöſe, Geſchlechtskrankheiten gehören, beſchäftigen.
Ein Vortrag könnte die Bezeichnung haben: „Umgang mit
Menſchen.“ Weitere Vorträge führen immer weiter in
das Geſetzesmaterial hinein, damit der Arbeiter die Rechte
und Pflichten kennen lernt, die die neue Verfaſſung ihm
als deutſchem Staatsbürger ſichert und auferlegt.

Dieſe Gedanken und Beſtrebungen eines gewiß ehrlick
von der notwendigen Zuſammenarbeit zwiſchen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer überzeugten Sozialpolitikers werden nur
donn von Erſolg ſein, wenn zunächſt die Arbeitgeber darauf
verzich en. wirtſchaftliche Fragen aus dem engen Ge-
ſichtswinkel einer kapitaliſtiſchen Partei
zu beurteilen. Man wird die Leiſtungen der Betriebs
räteſchule erſt abwarten müſſen, ehe man ein Urteil dar-
über fällen kann, und auch ein Urteil darüber, ob dieſe
neue Arbeitsgemeinſchaft auf dem Gebiet der Durchbildung
der Betriebsräte den gewünſchten Erfolg haben wird.

Verantwortlich für den redaktionellen Teil Paul Täumel,

Il. Gin'oniekonzert.

Leitung: Hans Stieber.
War die Grundſtimmung des erſten Sinfoniekonzertes das

tragiſche Element, die Geſtaltung harten Lebenskampfes
ſo prickelte und ſchäumte der geſtrige Abend von leichtem Wohl-
klang bald zarter, bald grotesker Rhythmik und bildete einen
einzigen, ſteigernden Hymnus an die Freude. Der Kritiker
kann zu ſeiner Befriedigung den „boshaft“ geſpitzten Federkiel
beiſeite legen und ganz des Lobes voll ſein. Denn dieſer Abend
war ein uneingeſchränkter, hoher Genuß.

Die feingegliederte Nußknackerſuite von Tſchai-
kowsky Op. 71a mit ihrer grazilen Kleinen Ouverture
und all' den bald ſprühenden, bald ſchleppenden internationalen
Tänzen, wie ſie in ſolcher Klangfülle und Leibhaftigkeit eben nur
Tſchaikowsky ſchaffen konnte. war ſchon ein entzückender Auftakt.
Dann die Hymne Op. 33 Nr. 4 von Richard Strauß, bei der
der Komponiſt für den Segen ſeines Schaffens dankt und auch wirk
lich ganz aus dem Vollen ſeiner Geſtaltungskunſt ſchöpfte. Die
erſtmalig in Halle aufgeführte Jtalie niſche Serenade von
Hugo Wolf, ein virtuoſes, blütenhafte Werkchen, das leider
unvollendet blieb, zeigte ſich auch hier als ein Meiſterwert edelſter
Ausarbeitung. Die drei Lieder für tiefe Stimme von
Arnold Mendelsſohn, die mit ihrem zarten Humor ſich
unwiderſtehlich in das Herz des Hörers einſchleichen, fügten ſich
prachtvoll in den Rahmen dieſes Konzertes, das aus jedem Takt
tnnige Lebensfreude ſprechen ließ. Beſonders Goethes „Wandelnde
Glocke“, deren launiger Text bei Mendelsſohn eine noch launigere
Unte-malung erfuhr, rief ſtürmiſchen Applaus hervor und mußte
wiederholt werden. Ueber Dvoraks Eemoll-Sinfonie
(Aus der neuen Welt) braucht man gar keine großen Worte zu
machen. Sie ſind viel zu pooſaiſch, um dieſe Edelmuſit charakteri
ſieren zu können.

Die Soliſtin des Abends, Agnes Leydhecker (vVetrlin)
brachte für die Hymne von Strauß und die Mendelsſohn'ſchen
Lieder eine wohlklingende Altſtimme mit ſympatdbiſcher Abſtufung
und unauffälliger, aber umſo wirkungsvollerer Technik mit. Jbre
Kunſt fand begeiſterten Beifall. Das Orcheſter ſpielte feinfühlig
und bewährte ſich in allen Stufen künſtleriſchen Nachſchaffens.
ſermann Schmiedel, der bei Hugo Wolfs Serenade die
kußerſt ſchwiertge Partie des Ensliſchen Hornes übernommen

batte, zeigte hervorragende Technik. Hans Stieber war zu
Ende des Konzerts Mittelpunkt begeiſterten, minutenlangen Bei-

falls. Der Beſuch war gut. H--r
Hausgrenel.

Vor längerer Zeit veröffentlichte W. Döppel in unſerem
Jenaer Parteiblatt „Das Volk folgende amüſanten und zeit-
emäßen Betrachtungen, die ſich ſicherlich auch in Halle dennc dieſe Stadt eine Ausnahme machen manche Zitaten-

chreiber und ſchreiberinnen merken dürften. Dem Lehrer
wandern jährlich Hunderte ſolcher heute ſehr anſrruchsvollen
Bücher zu, mit dem furchtbar teuer ausſehen ſollenden Einbänden.
roter Samtüberzug mit aus Blech geſtanzter Aufſchrift „Poeſie“,
vorgedrucktes Titelbild mit bunter r in Schnee, Rofen,
Vergißmeinnicht, Schwalben und mit dem ſchlechteſten Papier, das
jede geſchriebene Seite verhunzt. Jn letzter Zeit werden ſogar
die „Stammbücher“ fabrikmäßig ausgeſtanzt in Herz- oder Klee-
blattform zum Zuſammenlegen und Auseinanderziehen, wie eine
Zieharmonika: Hausgreuel ſchlimmſter Art!

Aber erſt die Einträge! Mit den ſüßlichen Stammbildern
kamen auch die ſüßlichen Verſe auf, wie zum Beiſpiel:

Dem kleinen Veilchen gleich,
das im Verborgenen ölüht,
ſei immer fromm und gut
auch wenn dich niemand ſieht.

Glücklicherweiſe hat die abſcheuliche Unſitte des „Stammbild“-
einklebens nachgelaſſen, die Beſitzer der „Poeſiealbums“ haben oft
energiſche Verbote auf der Titelſeite erlaſſen. Unſere Jugend
iſt durch den neuzeitlichen Zeichenunterricht glücklicherweiſe wieder
ſo geſchickt geworden, durch hübſche Federzeichnungen außer dem
Spruch noch ein bildliches Andenken zu widmen. Gar oft findet man
jetzt kleine Photographien des Schreibers, durch eine einfache
Tuſchlinie eingerahmt, auf den Blättern. Gar nicht übel!

Früher waren die Erinnerungsbücher nach Form und Jnhalt
ren und anheimelnd, gegenwärtig ſind ſie die ſchlechteſte

ate mit geradezu abſtoßendem Jnhait. Es iſt nicht nur eine
Welle des Schundes im Bilde (Kino, Poſtkarten), des Schundes in

(Schundliteratur), ſondern auch der Poeſie über uns herein-
gebrechen, die rückſichtslos eingedämmt werden muß. Wenn eine
Mutter ihrem Kinde ins Album ſchreibt:

Der Wind ſäuſelt in den Bäumen.
Dies wünſcht dir deine treue Mutter,

ſo verrät das allerdings nur Gedankenarmut, wenn aber eine
Mutter ihrer Tochter zum Andenken (1] ins Stammbuch ſchreibt

für den Anzeicenteil Wilhelm Herzia beide in Halle.

Wandle ſtets auf Roſen,
auf immer grüner Au,
bis einer kommt in Hoſen
und holt dich heim als Frau,

und die Schweſter:
Holder Engel, ſüßer Bengel,
Heißgeliebtes Trampeltier,
Aeuglein haſt du wie Sardellen,
alle Ochſen gleichen dir

o zeugt das von einer Geſchmacksverwilderung, die kaum zuBebicten iſt. Dieſe Verſe für das zwölfjährige Mädchen ſind zum

Gedenken an das Muttchen“ für fe nern Zeiten niedergelegt. Das
Album wandert in eine Truhe, bleibt jahrzehntelang verborgen
die Eltern ſind verſtorben; in einſamer Stunde blättert die Tochter
jetzt ſelbſt Mutter, in ihrem Erjnnerungsbuch und ſtößt auf die
Verſe ihrer Mutter. Was mag däs für ein Erinnern geben!
Man wird einwenden, das ſei „Humor“! Jch habe Sinn für
Humor, wenn mir ein Schulkamerad ſchreibt:

Geh' treu und redlich durch die Welt,
das iſt das beſte Reiſegeld,

und ein anderer einige Seiten weiter als Variation
Geh' treu und redlich durch die Welt
Das Beſte iſt das Reiſegeld!

Aber das, was „Muttchen“ und Schweſter verübten, iſt mich
Humor, ſondern übelſte Geſchmackloſigkeit. (Schluß folgt)

Beruf und Tuberkuloſe. Daß der Beruf in enger Verbindung
mit der Tuberkuloſe ſteht, iſt belannt. Ein weſentlicher Faktor iſt
nun nach den Feſtſtellungen der Wiſſenſchaft im Berufe der Staub.
Man hat gefunden, daß die Tuberkuloſegefahr für den Proletarie:
um ſo größer iſt, je mehr ſeine Arbeit mit Staub ver unden iſt.
Es kommen nach Th. Sommerfeld auf 1000 Lebende mit Staub-
arbeit 6, dagegen auf 1000 Lebende ohne Staubarbeit 3 Todes-
älle. Wie ſo der Staub ſchon im allgemeinen gefährlich iſt, ſo
eſonders für die Tuberkulöſen oder tuberkulös Veranlagten. Es

ſtarben nämlich von 1000 Verſtorbenen durch Tuberkuloſe mit
Staub 480, aber ohne Staub nur 8e0. Jn Württemberg e t
feſtgeſtellt worden, wie die Zeitſchrift für Tuberkuloſe berichtet,
daß in einem Dorfe, in dem Steinhauer wohnen, 48 Proz. an
Lungentuber. uloſe ſtarben, während der Prozentſatz der Sterbefälle
an Tuberkuloſe in einem Nachbardorfe, das Landwirtſchaft be
treibt, nur 12 betrug. Damit wird die arg wieder beſtätigt.
die Stratmann und c ſ. Z. in Fol en bei den Schleifern
feſtgeſtellt haben, daß nämlich die Tuberkuloſeſterblichkeit bei den
Schleifern 73 Proz. betrug, während ſie im übrigen bei der gleichenmannligen Berslterung Somgens nut 35 ren eimg
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Meine Preſse sind noch nicht erhöht.
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fertig om Lager in allen Größen,

Jünglings- und Knabenbekleidung entsprechend billiger.

8597

Zur gefl. Beechtung; Meine fertigen Kleidungssfücce zeichnen sich aus
durch tadellose Possformen, gute Stoffe und Fufter-
zufeten. Sie bieten vollständig Ersotz für Massorbeit.

Thalia Theater.
Zwelmaliges Gastspiel der

Hiederdeutschen Bühne
Hawhburg

Leitung: Dr. Richard Ohnsorg.
Finführungsvorträge: Otto Schabbel.

Freitag, d. 7 Oktober 1921, abends 7 Uhr
Zum Gedächtnis für Hermann Bossdork

(gestorben am 24. September 1921)

Der Fährkrog
Cen Speel in dree Akten v. erwann Bossdorf.
Sonnabend, d. 8. OKt. 1921, abends 7 Uhr

Mudder Mews
Niederdeutsches Schauspiel in 5 Aufzügen von

Fritz Stavenhagen.
Eintrittswarten zum Preise von 6.10 Mk. bis 18.
Mk. sind zu habes an der Kasse des Stadt-
theaters und an der Abendkesse im Thaliatheater.

Fussbälle.
Spezialität:

Prima Panzer-Rern-
Chromleder

(chromlohgare Gerbung)
s anerkannt erstklaseig

W r erne Jungman“-Rüllen,
h Gummi-Blasen, pa.,W Faustbälle,

auerhaeft, billig. Schleuderbälle.
Dress, Hosen, Stutzen,Schignbein- und J. Schärer bis,,

Knlieschützer, Gr. Ulrichstrasse 40, I,
Eingang Kaulenberg.nHockey-Stöcke usw. Solide Wore. Preisliste frei.
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Vereins -Anzeiger
zur

Bekanntgabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Harz 42/44. Fernruf 6900.
Ferner für die dem Allgem. deutſch Gewerkſchafts
bunde angeſch oſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der Wbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

l t Die für Diens'ag angeſetzte VerſammsHelf l. lung findet erſt am Donnerstag, den
6. Lktober, abends 8 Uhr im Gaſthof Zur
Sonne ſtatt. Tagesordnung: l. Die r olit ſche
vage (Vezirkspartei ag in Görlitz), Referent Gen.
Bornichein. 2. Jugendjrau e. 3. Ausb ldungs
kurſus in Halle. 4. Agitation und Organiſation.
5. Siellung zur Beitragserhöhung. 6. Verſchie

denes Der Vornand.,
b (Ortsverein SPD.). Donnerstag,RMerſe urg. den 6. Oklober, abends 8 Uhr in

den Drei Schwänen“ Frauenverſammlung.
Bericht von der Wohlfahrtstagung in Görlttz.

u uuſerer Bewegung fern ſtehen,
d her t eingeladen.4 Der Vorſtand,

Merſeburg Ortsverein SPD. Donnerstag,
den 6. Oktober. abends 8 Uhr im

„Parteibüro“ Funktionärſitzung mit Bezuks-
leitera Um recht zahlreiches Erſcheinen errucht

Der Vorſtand.
b w d Freitag, den 7. Oktober, abendsLie en er I. 8 Uhr im „Ge ellſchafishaus

Monatsverſammlung. Wichtige Tagesordnung.
U. a. Bericht vom Görlitzer Parteitag, Reſerent
Genoße Dietriche Falkenberg. Vollzähliges Er
ſcheinen iſt Pflicht. Frauen mitbring en.

Der Vorſtand.
d rf bei Lauchhammer. Sonnabend, denRaun 0 8. Okt., adends 8 Uhr bei Wejenigk

Mitgliederverſammlung. Erſcheinen aller iſt
der wichtigen Tagesordnung halber notwendig.
Gäſte können durch Mitglieder eingeführt werden.

r

Donnerstag, d. 6. O t. 21
Ant. 6 Ed. 10 Uhr
Die Walküre
von Richard Wagner.

Freiteg
Rosmersholm

Raffeehaus
tiohenzollern

Geiststr. 40
Täglich ap 4 Uhr

Künstler- Konzert

Kapelle P. Rörber.

Leder-Sohlen,
billiaſte Preiſe.

Schuh-Creme.
Schä te nach Maß,

beſte Qualität
Gummi Absätze.

LeipzigerF. Noa 9 Str. 16,
Ecke Gr. Sandberg,

(Café Zorn gecrenüber).

Massiv goldene
Venlodugsſnee

in denkbar größter
Auswahl

das Stück 75 400 Mk.
Juwelier Tittels
Trauringecke.

Ausschneiden u. aufbew.
Verzweifelte

Frauen
W gesagt, eim

usbleiben dermonatlichen Regel
lassen Sie sich nicht irre-
führen durch vielver-
sprechende und proehle-
rische Angebote, denn
meine neuen kräktig
wirkenden Mittel helfen

Todsicher!
Dan bare Frauen schrei
ben mir, welche ender-
weitig zwecklos verszucht
heben, über rasch. Wirkung
schon in

2 Stunden.
Keine Berufsstörung!

Garantiert uns hädlich!
Diskreier Vers nd per

Nachnehme.
Frau C. Ströh, Hamburgſt9

Doormannsweg 6ll.
Staatl. geprütte Kranken-

beheandlerin.

Tigarren
Zigaretten,
Rauch Kau-u, Sehnupf-

Jabake
kauft man am beſten bei

Hugo Thomas
Zigarrenfabrik.

Merſeburg. ergrube 5.

l werblicher Genossenschaften Halle a. Saale

-AAV
SPARKASSE

der mitteldeutschen Bauzentrale, gemein-
nützige Zentralgenossenschatt für das mittel-

deufsche Baugewerbe
verzinst Einzahlungen bei der Verbandsbank ge-

Grosse Märkerstrasse 15

mit 5 Prozent.
Ernst Heilmann:(00 Milliarden neue Steuern.

Wer soll zahlen?
Arbeitendes Volk oder Besitzer von Goldwerten?

Preis M. 2.50 und 15 Pf. Porto.
Buchhandiuna Volksstimme,

r. Ulrichstr. 27.

„Wisson ist Macht

lleue Hufgaben der Bürger und Arbeiter

(Bourgeoisie und Proletariat.)

De Marx vehe

von H. Cunow.
Der Preis beträgt bei Vorausbestellung bis 1. 10. 21 für den I. Band
Mk. 45. I. u. II. Band Mk. 90.

I. u. II. Band Mk. 100.

Buchhandlung Volksstimme,
Gr. Ulrichstrasse 27.

I

4

4

7

h M M M a a h M e e e m v
becehlehtg- bevellsehafts- I. Scaatstheonfe

Nach dem l. 10. I. Band Mk. 50.

e a e S h en M M W n u M m W An a an a

Die millionenfach bewehrte
Oel Wachs- Schuhkrem

in bester friedensqualität
wieder erhaltlich

Man verlange sen miteſngelegrem Zettel:
„Friccdensware“

e

o Str.

frische CQuitten.

Wilhelm Rafhe., Halle (Saale).
Grosse Mäarkerstrasse 6/7.

h I

Feelans Unversal-Bohoſte

Preis 1.50 pro Nr.
empfiehlt die

Buchhandlung der Volksstimme
Große Ulrichstraße 27.

Stellen finden.

Maurer und
Zimmerleute
für hieſige u, auswärtige Bauſtellen ſof. geſucht.

Carl Lingeslewen, Baurerhin,
Dryanderſtraße Nr.

8 a

Wer die Einigung
h vill, lese u. verbreite
i die neue Schuiſt:
e Ppieneowendtge

usihi aaller Art

M
ewvorragendeG

laxDöcfe kungen a

an Uhron

Cer
Arvaeiterkbasso

z VonVIKTOR sCHIFF
Buchhendlung 5
VolusstimmeGr. Ulrichstr.27 e
h owie Schmuchkjach.

2 übernimmt bei
ſo. id. Ausſühr. zu normale

Preiſen H. Lerner,
Uhre a Reparatur Wertkſtat
Gruße Steinſtraße 85.
(gegenüber Barfüßerſtraße).

Soeben eingetroffen:

Militär-
Schaftſtiefel, „Meine Frau war

Doppelſohlen, über Jahrenoch ſe r z erhalten. m. einer häßlichen
das Paar nur 75

und 85 Mk.
Ferner ein Poſten neue

Rindleder-Kinder-
Schnürſtiefel

mit kräftiger Lederſohle
Gr. 27/30 6565 M.

31 35 822 3640 7 85 7

echt
behaftet

Kein Punſez Fleckchen
hatte ſie auf dem Leibe,
Durch Zucker's Patent-
Medizinal-Seife wurden

ie Flechten in 3 Wochen
beſeitigt. Dieſe Seife iſt
Tauſende wert. E. W. Dazu

U. Zuckooh-Creme nichtfettend

22 allenSchülers und fetthaltig)vie am Makipiaß. Jpetdeten Drogerien und



Halle, Mittwoch, 5. Oktober 1921. 1. Veilage zur Volksſtimme. 5. Jarrgang Nummer 233
57 und 4 auf 1. Die beantragte Aenderung des S 98 über Ver ſ mit der Ausgabe der erſten Marken mit den Bilder in Putte)- Angelegenheiten öffentlichung der Bekanntmachungen fiel unter den Tiſch. Bis-Vergarbeiter und Landarbeiter. Die Reihe viger o ſeeten

r m T d er rb r ren Futtitaioneer ger r u Bilder Die beiden erſten mit den Werten 60 Pf. (dunkelicherten. Aus angeblicher Sparſamkeit (7) hatten die Vertreter violett, und 80 Pf. (rot) ſtellen i iiteltederverjammlung der Sozialdemokratilcen Partei. Wir her Verſicherten beſchloſſen. nunmehr 5. Ze tungen und zwar ſtufen beim Arbeile Uinbs e wen e
n J Wirt Parteien auf die am Donne sStag abend 8 Uhr Saale Zeitung“, Halleſche Zeitung Halleſche Nachrichten“, Werten 100 Pf. (grün) und v Winn e n i

in wäher der Deren r n r „Vol?szeitung“ und das jeweilige tömmuniſtiſche Organ ſtatu arbeiter mit Siege Meißel und garren in ne Latigett:
n Parteitag zu Ende heſührt e Disku r J e v W tariſch hierfür beſtimmen. Die Verſicherten Vertreter lehnten die beiden letzten Werte: 150 Pf. (orange) und 160 Pf. (vlau,
t eine ſehr lebhafte und hre e Verden usſp: ache vetivriqht a An chuſe zün) Landarbeiter beim Mähen und Garbenbinden. Zunächſt

ründen br e r Zuſamme us i ie 6 i FürFynel rialiſten. Mittwoch abend in „Wilsdorfs Geſellſchafts geforſcht werden. Wenn die Pubnlettoe in Intereſſe der Ver andebriee7 S wo dehe t e m e der Die W.
r ortrag des Gen. Reinhold über: „Die Dreigliederung. des ſgerten unter Berückſichtigung guter Verbreitung der einzelnen 120 Pf-Wert für den einfachen Auslandsbrief. Die übrigen Werte
e Orcanismus“. Die Genoſſinnen und Genoſſen we: den Zeitungen, alſo zweckmäßig erfolgen ſoll, darf kein ſolch einſeitiger können noch nicht ausgegeben werden, weil noch ältere Marken-
ve v rer v erſcheinen. ehe h n 3 u Anteehmereeh d beſtände vorhanden ins die aus wirtſchaftlichen Gründen zuerſt

rksvorſtand der Arbeiterijugend. Mitt- vatten ſamtli alleſchen Zeitungen für die Veröffentlichung verbraucht werden müſſen. s übriwoch, abends 7 Uhr. wichtige Stzung in Wilsdorfs Geſellſchafts- vorgeſchlagen, was von den Vertretern der Verſicherten abgelehnt Fichfen Wo Pf. in Aue n r 7
n W Das pünktliche Erſcheinen der Vorſtandsmitglieder iſt wurde und wodurch dann auch deren Antrag, die genannten fünf die jetzt neu ausgegebenen neuen Marken bei den Poſtanſtalter

i. zotwendig. h r el ktor Thiers ſoll die Zwang a älterer Beſtände noch nicht zu haben ſindire Thi können Markenſammler uſw. ſie bei der Markenverkaufsſtelle des
penſionierung beantragt werden, weil ſein ferneres Arbeiten an- ief in Berlin &2 jeHalliſcher Gewerkichafts und Vereinskalender. S nicht mehr im Intereſſe der Kaſſe liegt und weil das r erlin O gegen die dort zu erfragenden Be

S. D. Metallarbeiter. Am Donnerstag, abends 7 Uhr, bei Verſicherungsamt den Vergleichsvorſchlag, ihn mit 22 000 Mark
Wilsdorf vor der Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins Penſion aus der Verwaltung auszuſcheiden, abgelehnt hat. Die Arbeitsvermittlung von Angeſtellten in der Braun
interne Beſprechung. Kollege Eichapfel wird über die General- Ferner teilte der Vorſitzende mit, daß vom Oberverſicherungs kohlen und der chemiſchen Jnduſtrie. Auf Antrag des Ab-

d namentlich über die Fraktionsſitzungen, Bericht 27 S h m i z w teilungsausſchuſſes für Angeſtellte der Gruppe Braunkohlen-eine Strafandrohung von ark erfolgt ſei, da man das hergba der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Bergbe Sperrgeſetz auf Kranenkaſſen ausdehnen wolle Die Anwen ergvau de beitsgemeinſchaft für Bergbau und aufn wendung des gegen dieſe Maßnahme in Ausſicht geſtellten Streiks Antrag der am Tarifvertrage für die Angeſtellten der che
r wurde jedoch hinausgeſchoben, nachdem der Schlichtungsausſchuß miſche.t Jnduſtrie, Sektion 5 b, beteiligten Arbeitgeber- undun II s b ierzu Stellung genommen und der Min ſter für Wohlfahrt ent Arkeitnehmerverbände ſind im Einvernehmen mit den zu

ieden hat, daß die vom Oberverſicherungsamt angedrohte Maß ſtändigen Intereſſenten beim Landesarbeitsamt Sachſen- Anhalt
Halle, 5. Oktober 1921. nahme bis zur anderweiten Regelung zurückgezogen werden und in Magdeburg, Tränsberg 20/22, beſondere Fachvermittlungs-

Eine Vezirkskonferenz ver Poſtbetriebsrüte. eine generelle Regelung erfolgen ſoll. abteilungen für kaufmänniſche und techniſche Angeſtellte der
Braunkohlen- und der chemiſchen Induſtrie gebildet worden

Die Konferenz der Poſtbetriebsräte aus dem Bezirk der O. P. ie i iſt die reid e e e e S Ruhe nen der A2rnienttnngetentn L e e nee ne r re e e der Reh. waren. Tr (Zu der Notiz in der Allgemeinen Zeitung vom 1. Oktober 1921, und techniſchen Angeſtellten der genannten Jnduſtriezweige.
rner vom Deutſchen Verkehrsbund Kollege Schümne, u ß e h Die Durchführung der Vermittlungen unterſteht einem pari-

9 Der Vorſitzende Kollege Riemer betonte die Rotwendigkeit der Vom Zentralverband der Angeſtellten wird uns geſchrieben: tätiſch zuſammengefetzten Fachausſchuſſe. Die für die Ver-ſammenarbeit aller Settieborerttet gen der Poſt und der Keine Gemeinheit und wäre ſie noch ſo groß, die nicht in der mittlungen aufgeſtellten und von den Parteien genehmigten
rigen Staatsbetriebe. Zum erſten Male treffen die Vertreter Allgemeinen Zeitung für Mitteldeutſchland Aufnahme finden Richtlinien und die von Arbeitgebern und Arbeitnehmern

zuſammen zu gemeinſamer Arbeit. Dem folgte ein Vortrag über könnte. So entblödet ſich dieſes Kapitaliſtenblatt nicht, die rein einheitlich zu verwendenden Vordrucke ſind ven Arbeitge
te und Pflichten der Vetriebsräte nach dem B. R. G. Die wirtſchaftliche Bewegung der Krankenkaſſenangeſtellten zu einer her und Arbeitnehmerverbänden und den öffentlichen Ar-

eekngen h W n echten e etpiehs- egten u genegiche ne Zofgn den de beitsnachweiſen überfandt worden, die in gegebenen Fällen
46 ngen als Eindringlinge und ſe as R. P. M. iſt be f n Reaktionären des Verſicherungsamtes en W für ſeinen Vereich das Geſetz nach Pro lichtrit duse ca trten, Halle und Oberverſicherungsamtes Merſeburg einen Dienſt bei der außer dem Landesarbeitsamt SachſenAnhalt auch zu wei-

nterſtützung findet die Verwaltung in dem rückſtändigen, zum Abwürgung eines evt. Streikes der Krankenkaſſenangeſtellten da teren Auskunftserteilung bereit ſind. Auf de Einrichtung

r r Brur das Freiwillig hen van zu d Mttelchſhaft Rezept di T r beim r arvoeewnt werdenie wenigen geſetzlichen Rechte verzichtet und den Beamten- Stimmung im Kreiſe der Mitgliedſchaft gegen die die Jntereſſenten aufmerkſam gemacht.s ausſchüſſen die Wahrung ihrer Intereſſen übertragen will. De Krankenkaſſenangeſtellten zu erzeugen verſucht. Es ſei hier noch-
Betriebsräte erfaſſen Aufgabe ſehr ſchwer, weil nicht nur mals erinnert, daß der Beſchluß der Krankenkaſſenangeſtellten, Ein Oppauer Hilſstag in den hieſigen Lichtſpieltheatern. Wie
das Geſetz ſondern tauſende Verfügungen der Verwaltungen zu wenn notwendig zur Erzwingung der Anerkennung des von ihnen uns h wird, findet am nächſten Sonntag 9. Oktober, in

e r die S ehſeitigkeit unſerer wirtſchaft Gehen Re hotarifverträges ſelbſt o dem Streit nicht zurück. den a a h r r gen pung
s lichen und politiſchen Zuſtände, die jeder kennen müßte. Ein Zu- recken, einſtimmig erfolgte. Die Krankenkaſſenangeſtellten im Walsala-uL t Op. t tatt. Wir ſit r r ſcheitert uwerſ en ſich durch die gegen ſie eröffnete Hetze nicht beirren laſſen. infolge W r gcguf 7 gie 2 e h F.

r em künſtlich geſchaffenen ſozialen Gegenſatz zwiſchen Lohnempfän- und ihren Weg ruhig und zielbewußt weiter ſchreiten. veroffentlichen. machen aber u aufmeram, as laufendeß ger und Beamte. Noch heute warten die Beamten auf das Be Ueber die weitere Entwieclung der Dinge werden wir berichten. Programm nicht etwa zu erhöhten Preiſen gegeben wird.
e amtenrätegeſetz, das ihnen wirkliche Rechte bringen ſoll. Die Krankenkaſſenangeſtellten, gleichgültig welcher politiſchen ſondern daß von den ſonſt ar Wir deiſen ein Betrag den Un

Die Finanzgebarung der Staatsbetriebe muß Beamte und Richtung. verabſcheren dieſes nichtswürdige Gebahren der Allge- glücklichen von Oppau zugeführt wird. Außerdem weiſen wir
Arbeiter mehr als bisher intereſſieren. Die Urſachen der Defizit- meinen Zeitung. Die Allgemeine Zeitung ſorgt ſelbſt dafür, daß darauf hin, daß im U. T.-Lichtſpielhaus an der Leipziger Straße
wirtſchaft wurzeln in dem Krieg. Um das dauernde Minus zu auch den harmloſeſten Arbeitnehmern die Augen geöffnet werden Lom J. bis 13. Oktober der Oberſchleſierfilm „Der Kampf um die
beſeitigen, ſollen die Beamten der Poſt länger als 48 Stunden und darüber, daß in dieſem Blatt nur die reaktionärſte Intereſſen Heimat“, der vom Auswärtigen Amt begutachtet wurde und die

J Se 5 narxe ger 1 h Verfügunvertretung des Großkapitals und niemals eine Jntereſſenvertre e e n z r en dte g aftn gen ſind ohne Widerſpruch von den Beamten hingenommen tung der Arbeitnehmer Platz greift. führung gelangt. In den Hauptrollen wirken erſte Kraſte wiee worden. g Wilhelm Dingelmann und Margit Barnay.Laſſen ſich die mehr als 330 000 Beamten und 150 000 Lohn- T t1 empfänger der Reichspoſt und Telegraphenverwaltung nicht anzee Echwargericht Stadttheater. Heute Mittwoch wird das Muſikdr-ma „Die
als Objekt in der Verwaltung behandeln, dann erſt iſt Ausſicht rerſunkene Glocke“ von Heinrich Zöllner wiederholt. Donnerse m r Rechte Eine Landfriedensbruchanklage aus dem Märzputſch. Plünderung. an per e m v keſer r g

eSiiwirtſhaft herbeigeſthet. Die Aufgaben der Bettiebsoer Der Maler Richard Jüling aus Helbra hatte ſich geht das Schauſpiel Rosme-gholm von Jbſen in Szene Sonn

lungen ine er der Poſt werden vom Kollegen Großmann S t P r e S wegen e. n „Das r Siga tonde ezeichnet. s ve e ls wegen ſei- ſtellung „Hanneles Himmelfahrt“, Sonntag abend „Die verſunkenef e weder der Bürokratie müſſen und können nur mit wiſf r an der Art ierdarabend e Glode
ilfe der Gewerkſchaften übe d Rur i wiſſer Gonzorek rief den Angeklagten am Oſterſonnabend nach dem u en dtie ehe e ſelbſt r Wiurgrag et n in einem Rittergute eingerichteten Amt und trug ihm auf. die Freie Volksbühne: 1. Aufführungsreihe (Nathan der Weiſe)

t e 9 5; ty 4 Verteilung“ d Spielberger Sach die Ei h imiſch Spieltage, B: Donnerstag, den 6., Montag, den 10., D: Mitt-er Zueh iten S r rn m W zu beauifichtigen“ ger Angellagte weaunſſichtigte denn We woch, den 12., Donnerstag, den 13., F: Sonnabend, den 15
ang wahrzunehmen. Beſonderes Augenmerk iſt vor der Wahl zu gen Der Angellagre e Diigtke tetden Betriebsräten auf die Fähigkei in en u techt ſtramm denn er ließ ſich zwei Schürzen, einen Unterrock und Oktober 1921.n en f die Fahigteit der einzenen gollogen Zu eine Waſchſchüſſel zukommen. Jm 1. Halleſchen Konſervatorium (Direktor Heydrich)

Die Schulung der B.R. iſt Aufgabe der Ortsausſchüſſe, denen Die Geſchworenen ſprachen Jüling des Landfriedens- n d Mi die Kl 2 Lufm i h bruche der Plünderu n g ſchuldi ber zugleich j janden am Montag, Dienstag und Mittwoch die Klaſſenprüfungenſich die Kollegen durch ihre Gewerkſchaften anzuſchließen haben ruches und der Plün g ſchuldig, traten aber zugleichn Die Betriebsräte ſind nur als Berufungsinſtanz zu betrachten. Als für die Zubilligung mildernder Umſtände ein, da der An 3 W n
n Schlichtungsinſtanz nach dem B. R. G. iſt für den Bezirk Halle j gellagte der Vater von 10 Kindern iſt. oſtück. Sä it Solfeggien, Lied oder Ariine beſondere S i Schlich Der Antrag des Staatsanwaltes lautete auf 1 Jahr 6 Mo wem Vortragsſtück. die Sänger mit So feggien, Lied oder Arie
e eine beſon Fpruchtammer dem geſetzlichen Schlichtungsaus- nagte Gelk nis und h. Rahre Shrrve ruft Das Gericht A. Juyster Eltern wie Sonderintereſſenten) bekamen ein

ſchuß angegliedert. e ciurteilte Juli ng z 1 Jahr 3 Monaten Gefängnis und 3 Jah- Bild, daß in allen Klaſſen der über 20 Lehrkräfte nach zielbe-Die Wahl des Vorſtandes und Ausſchuſſes zur Poſtkranken- Verurteilte Jüling zu Jahr 3 Monaten Gefängnis und 3 Jah ßen, eigenen künſtleriſchen Plänen gearbeitet wird. Die nächkaſſe iſt vom Bezirksbetriebsrat vorbereitet und findet die Zu n erlitte r Unterſuchungs- en Prüßün degufſüntungen ind derleg' bis nach den Ferien. Die
kimmung pef Delraierter. r Wahl zum Begirks und Jentral Nafrt wurden als verhußt angerechnet. Diplomprüfungen für den muſikaliſchen Lehrberuf ſind für Ende
Zu ſt auf den 15. bis 17. Oktober feſtgeſetzt. Die Kanditenauf- T 77 Oklober geplant. Die Herbſtferien begannen mit Montag, den

e ellung wird vorgenommen und die Mandate unter die Zahl der Strafkammer 3. Oktober; Wiederbeginn des Unterrichts und Eintritt in dasm Bezirk beſchäftigten Lohn und Gehaltsempfänger gleichmäßig 23. Schuljahr am Donnerstag, den 3. November. Neuanmeldung
verteilt.

Jn der angeregten Ausſprache wurden verſchiedene Uebel-
zutage gefördert und die B.-R. um deren Abſtellung erſucht.

m Deutſchen Verkehrsbund wird weitgehendſte Unterſtützung in
allen Streitfällen zugeſagt.

Mit dem Hinweis auf ein künftiges gutes Zuſammenarbeiten
ind die Anregungen ſowie das Gehörte fruchtbringend weiter zu
tragen, wird die vom beſten Geiſt getragene erſte Bezirkskonferenz

„Der Hüter ſeiner Schweſter.“

Als der Techniker Louis Z. aus Löbntz Ende März 1920 von
einem Technikum heimkehrte, wurde gerade ſeine ledige Schweſter
von einem Kinde entbuden. Bald erfuhr er, daß der
Landwirt Th. der Vater des Kindes war. Wie er ſelbſt vor Ge
richt ausſagt, ſchöumte er vor Wut (der Krieg hat auch ſeine Ner-
ren zerrüttet) und beſchloß, ſeiner Schweſter „die Ehre wiederzu-

auch während der Ferien von 10--1 Uhr täglich.

2. Philharmoniſches Konzert. Anton Bruckners Todestaz
jährt ſich am Dienstag. den 11. Oktober, zum 25. Male. Jn dem
auf dieſen Tag fallenden 2. Philharmoniſchen Konzert wird des
Meiſters 2. Symphon'e in C-Moll durch Benno Plätz und das ver-
ſtärkte Stadttheater- Orcheſter zur Erſtaufführung gelangen. Die
Philharmonie beginnt mit dieſem Abend eine ſyſtematiſche Bruck

vom Vorſitzenden geſchloſſen. geben“. Er forderte Th. mehrmals auf, das Mäödchen zu hei- ger- Pflege (die im Nikiſche Konzert am 27. November 1921 dieraten. Th. ſoll ſchnippiſch abgelehnt haben. Seit- Lore findet). Alice Ripper, die bekannte Klavier-Vir

Vom Ausſchuß der Allgemeinen 9rtskrankenkaſſe.

Erhshung der Beiträge und Bezüge für die Aerzte. Ablehnunßöherer Leiſtungen für die Kranken. Unwahrhafte Berründung

der Aenderung des S 98, u. a.

Nach einem, nur einer hierfür bevorzugten Preſſe zugegan-
en Bericht über die vorige Woche ſtattgefundene Ausſchuß

itzung wurde der, bereits ſeit einiger Zeit, erhöhten Beitrags
leiſtung von 6 Prozent vom Ausſchuß nachträglich zugeſtimmt und
zine weitere Erhöhung auf 7 Prozent das Verſicherungsamt
hatte bisher nur eine Erhöhung um Prozent zugeſtanden
ab 31. Oltober beſchloſſen, um die finanzielle Lage. angeblich durch

Leiſtungen an Aerztehonvrar, Bädern, Medikamenten u. a.
Imitteln ungünſtig beeinflußt, zu heben. Danach betragen die

iträge vorausſichtlich ab 1. Oktober in Stufe 1: 84 Pfg.,
1,68 Mk., 3: 2.52 Mk., 4: 3,36 Mk., 5: 4,20 Mk., 6: 5,04 Mk.,
6,380 Mk., 8: 7,56 Mk., 9: 8,82 Mk., 10* 10,18 Mk., 11: 11.34 Mk.

und 12: 12,60 Mk. Trotz dieſer Mehrleiſtung der Mitglieder
wird von einer Erhöhung der Krankenbezüge mit
Rückſicht auf die ungünſtigen finanziellen Verhältniſſe der Kaſſe
Abſtand genommen. Es bleibt bei den bisherigen Sätzen
n Krankengeld und zwar in der höchſten Klaſſe 15 Mark pro

Sobald ſich die Finanzlage beſſer überſehen läßt, wird zu
rieſer Frage Stellung genommen. Abgelehnt wurde der Antrag,
welcher eine Entſchädigung für Zeitverluſte der Vorſtandsmit-
zlieder uſw. n von den Arbeitgeber-Vertretern, well die
zcn dieſen g. orderte Vorausſetzung keine Zuſtimmung der Ver
wer der Verſicherten fand. as Pauſchalhonorar der Kaſſen

te wurde auf 34,50 Mark feſtgeſetzt und auch einige andere
Sätze erhöht; ebenſo auch die Sätze für Verbandsmaterial von

50 auf 2, Mark und für Diatherminbebeſtrahlung von 6.
zuf 10.-- Mark. Zugeſtimmt wurde einer Vorlage auf Erhöhun

her verfolgte Z. den Th. mit fortdauerndem Haß. Auf einem
Vergnügen in Teicha überraſchte der Angeklagte Z. ſeinen Fe nd
und hieb ihm mit einem Stock über den Kopf. Th. ſchwieg über
den Vorfall.

Später aber lauerte Z. ſeinen Gegner noch einmal in der
Nacht auf und ſchoß auf ihn. Th. erw derte das Feuer. Zuvor
aber war er ſchon ſchwer in den Oberſchenkel getroffen
worden und er leidet noch heute an den Folgen jenes Schuſſes.
Der Angellagte glaubte Th. tötlich getroffen und machte ſich aus
dem Staube. Er entfloh nach Hamburg.

Nun hatte er ſich vor der hieſigen Strafkammer zu verant
worten. Als ſtrafmildernd wurde ſeine begreifliche Er-
regung angeſehen. Das Gericht verurteilte ihn zu 1 Jahr Ge-
fängnis, empfahl ihm aber zugleich. nach Verbüßung eines Teiles
der verhöngten Strafe ein Gnadengeſuch einzureichen, das
dann höchſtwahrſcheinlich weitgehende Berückſichtigung finde.

200 Mark Belohnung. Am 24. September wurde in der
Albrechtſtraße ein Brennabor-Fahrrad mit ſchwarzem neuemail-
lierten Rahmen, gelben Felgen und Schutzblechen, ſchwarz ab-
geſet, Mundlop-Freilauf und Keillager, vorderer Hebel, doppelter
Aufſatz, nach unten gebogene Lenkſtange und Federbremſe, Ketten-
rad mit drei kleinen Schrauben befeſtigt. Dunlop und Metzkner-
mantel, geſtohlen. Der Geſchädigte hat für die Wiedererlangung
des Rades eine Belohnung von 200 Mk. ausgeſetzt. Wer ſachdien-
liche Angaben machen kann, wird gebeten, ſich bei der Kriminal-
polizei, Zimmer 20, zu melden.

Selbſtmord. Jn der Nacht vom 2. zum 3. Oktober hat ſich
uuf dem Paradeplatz ein etwa 90 Jahre alter Handlungsgehilfe
in ſelbſtmörderiſcher Abſicht erſchoſſen. Die Leiche iſt dem Ger
traudenfriedhof zugeführt worden.

Neue Freimarken mit Bildern der Schmiede-, Bergarbeiter
und Landarheiter. Die Reichsdruckerei beginnt in dieſen Tagen

tuoſin wird von Liſzt das EsDur- Klavier Konzert und als muſi
kal' ſche Dante-Feier die Dante-Fantaſie vortragen. Auch zu die-
ſem Konzert wird mittags *412 Uhr eine öffentliche Generalprobe
ſtattfinden. Sitzplätze hierzu ſowie Stehplätze für das Abend-
Konzert bei Hothan.

Könnern. Vom Reichsbund der Kriegsbeſchädig-
ten. Am Sonntag fand hier der vierte Kreisverbandstag ſtatt.
Als Gäſte waren erſchienen vom Bezirk Kam. Fiedler-Halle, Bür-
germeiſter ThierhausWiele-Könnern, Kam. Günther Ammendorf
von Bund erblindeter Krieger, Oberſekretär Bretſchneider von der
Fürſorgeſtelle Halle und Direktor Petry vom Kreiswohlfahrtsamr.
Einige Worte richtete der Herr Bürgermeiſter an die Tagung und
wünſcht guten Verlauf, darauf erteilte Kam. Reinha rdt Am-
merdorf Kam. Banſe das Wort zum Vorſtandsbericht. Aus dem
Bericht war zu erſehen, daß die Ortsgruppen noch nicht erkannt
haben, daß ſie mit dem Kreisverband in enger und ſteter Fühlung
ſein müſſen. Sodann gaben die verſchiedenen Ortsgruppen ihre
Berichte. Den Bericht von der Beiratsſitzung der Kriegsbeſchä-
digten- Fürſorge des Saalkreiſes gab Kam. Banſe. Er ſchilderte
vorzüglich den Verlauf derſelben und brandmarkte das
Verhalten des Direktors Petry, welcher ſich geweigert hat, die Be
ſchlüſſe des Beirates zur Durchführung zu bringen. Daran ſchloß
ſich eine ſehr lebhafte Debatte. Sodann bekam Kam. Fiedler-
Halle das Wort zu dem Referat: Rentenumanerkennung und
Kapitalabfindung. An Hand von Beiſpielen legte er klar, wee
notwendig es iſt, daß auf dem ſchnellſten Wege das R. V. G. ver
ſchwindet, vor allem aber die Paragraphen 28 und 63. Aus dieſen
vorzüglichen Ausführungen konnte jeder wieder mit Belehrendes
nach Hauſe nehmen. Verſchiedene wichtige Anträge kamen zur An
nahme, manche leider auch zur Ablehnung. Nach der Erledigun
verſchiedener geſchäftlicher Sachen fand die Veranſtaltung m
einem gemütlichen Beiſammenſein ihr Ende.a 2ex 66 Dienſtſtellen und zwar der Gruppe 1 auf 2 auf 27. 3 an
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Provinz und Umgegend

Rednerkurſus!

Am Sonntag iſt unſer Rednerkurſus unter reger Beteiligung
eröffnet worden. Leider haben ſich aus einigen Kreiſen, wie Eis-
leben und Sangerhauſen keine Teilnehmer eingefunden, trotzdem
dort redegewandte Genoſſen genügend vorhanden ſind. Wir hof-
jen, daß ſich auch aus den genannten Kreiſen noch einige Genoſſen
aufmachen und ihre baldige Anmeldung gn uns abſchicken. Reiſe-
geld wird vergütet. Nächſte Unterkichtsſtunde Sonn-
tag, den 9. Oktober, 11 Uhr vormittags.

Der Bildungsausſchuß.

An alle Ortsvereine und Unterbezirke des Vezirksverdands.

Werte Genoſſen
Mit dem 4. Oktober d. J. ſcheidet der Genoſſe Heinz Flücht
vei uns als Parteiſekretär aus. Bis zur anderweitigen Regelung
ind alle den Unterbezirk betreffenden Schriftſtücke an den 1. Vor-
itzenden, Genoſſen Fritz Strauß, Halle, Harz 12/44, Zim-
mer 12 zu richten.

Mit Parteigruß
Der Bezirksvorſtand.,

Oppau und die vitterfelder chemiſche Induſtrie.
Von der freigewerkſchaftlichen Betriebsrätezentrale Bitter-

feld geht uns folgender Bericht zu:
Die Kataſtrophe in Oppau mußte bei der Arbeiterſchaft der

chemiſchen Großinduſtrie in den Betrieben, die mit den gleichen
oder ähnlichen Gefahren wie das Oppauer Werk zu rechnen haben,
ertlärlicherweiſe Erregung auslöſen. Die einſeitigen Verſuche der
Werksdirektionen, den jeweiligen Betrieb als gefahrlos hinzu-
ſtellen, können dieſe Erregung naturgemäß nicht bannen.

Die „Freigewerſchaftliche Betriebsrätezentrale Bitterfeld hat
ich in einer Vollverſammlung der Betriebsräte des Bitterfelder
Jrduſtriebezirks mit den Gefahren und deren Beſeitigung be-
ſchäüftigt. Dieſe Konferenz war auch beſchickt von den Betriebs-
räten des Leungwerkes, der Mitteldeutſchen Stickſtoffwerke, der
Weſtfäliſch- Anhaltiſchen Sprengſtoff- Aktiengeſellſchaft und Tetra-
lin (Rodleben), deren Jntereſſe mit Rückſicht auf den Charakter
ihrer Werke gegeben iſt. Jm Induſtriegebiet Bitterfeld liegen die
Betriebe des Konzerns Griesheim-Elettron und der Aktiengeſell-
ſchaft für Anilinfabrikation.

Eingangs wurde darauf hingewieſen, daß es leider auch dem
Schweſterwerk Leung bislang nicht ermöglicht wurde, mit dem
Betriebsrat in Ludwigshafen (Oppau) in Verbindung zu treten,
o daß alſo ſichere Unterlagen für die Entſtehungsurſache der Kata-
trophe nicht vorhanden ſeien. Die Erregung in den Betrieben ſei
aber insbeſondere auf die Unſicherheit in der Erforſchung der Ur-
ſache des Unglückes zurückzuführen. Nicht anzunehmen ſei, daßdi Gefahr im Fabrikatogsverſahren liege. Auf eine Gefahr ſei

nach Zeitungsmeldungen unter anderem im Jahre 1920 durch einen
Dipl.-Landwirt Fink hingewieſen worden (Lagerung). Die Frage,
ob die Forſchung ſich mit all dieſen Warnrufen genügend ausein-
anderſehte, müſſe geprüft werden. Jn der Ausſprache ging die
einmütige Anſicht der Betriebsräte dahin, daß in erſter Linie
durch die gerade in letzter Zeit leider in ſtetig ſteigendem Maße
zu beobachtende Tatjſache, die Leiſtungen der Arbeiter durch Ein
führung von Akkord- und Prämienſyſtemen auf das äußerſte zu
ſteigern, ein günſtiger Boden für Unglücksfälle geſchaffen wird. Den
in den Betrieben beſchäftigten Arbeitern iſt in den meiſten Fällen
gar nicht bekannt, in welchem Umfange ihnen Gefahren drohen.
Der Fabrikationsvorgang wird geheim gehalten, ſo daß auch Auf-
klärung unmöglich wird. Auf der einen Seite wird den zu Num-
mern degradierten Arbeitern z. B. das Rauchen verboten, wäh-
rend dieſe gleichen Arbeiter ſehen, daß im gleichen Betriebe mit
der Lötlampe und dem Brennapparat Reparaturen ausgeführt
werden. Die Sucht, die Leiſtungsfähigkeit auch der maſchinellen
Anlagen bis auf das äußerſte zu ſteigern, Betriebsunterbrechungen
unter allen Umſtänden zu vermeiden, führt ſchon dazu, daß Repa-
raturen nicht mehr in der früher üblichen Weiſe (außerhalb der
Betricbsabteilung) vorgenommen, ſondern an Ort und Stelle aus-
geführt werden. Angereizt durch das Akkord- und Prämien-
ſyſtem, das gerade im Leunawerk Triumphe feiert, das auch vom
Arbeitgeberverband der Chem. Jnduſtrie, Sekt. Vb, als der Weis-
heit letzter Schluß geprieſen wird, werden die ſich der Folgen garnicht bewußten Urkelter verleitet, die notwendige Sorgfalt bei-

ſeite zu laſſen. Einmütig kam zum Ausdruck, daß dieſe Tatſache
der beſonderen Berückſichtigung bedarf. Die geſetzlichen und tarif-
lichen Beſtimmungen, daß Akkordarbeit nur eingeführt werden
kann, wenn Leben und Geſundheit der Arbeiter geſichert bleiben,
bietet nach den gemachten Erfahrungen in keiner Beziehung den
genügenden Schutz. Die Werksleitungen vertreten meiſt einen an-
deren Standpunkt als die zu Rate gezogenen Betriebsräte. Falls
die Werke das Beſtreben der Einführung der Akkordarbeit und
des Prämienſyſtems weiter haben, wenn damit aus egoiſtiſchem
Gewinnſtreben in der oben angedeuteten Richtung die Betriebs-
ſicherheit gefährdet wird, müſſen geſetzliche Beſtimmungen in aus-reichender Weiſe für derartige Betriebe das Akkord- und Prämien-

ſyſtem überhaupt verbieten. Teilweiſe Verbote werden den heu-
tigen Zuſtand nicht beſeitigen.

Beſondere Aufmerkſamkeit wurde den auch in den mittel-
deutſchen Werken befindlichen Lagern gewidmet. Auch in Mit-
teldeutſchland ſind Sprengungen vorgenommen worden. Hier
herrſchte ebenfalls die Anſicht, daß die Sprengungen der Lager-
maſſen Gefahren nicht bieten. Dieſe Verſuche ſind in einem mit-
teldeutſchen Werk auch für Oppau unternommen worden. Daß
die Annahme von der Gefahrloſigkeit eine irrige war, iſt von
Oppau berichtet. Jetzt werden auch Sprengungen nicht mehr vor-
genommen, z. T. wurden ſie von Werken vorher ſchon abgelehnt,
ein Zeichen dafür, daß man auf die Richtigkeit dieſer wiſſenſchaft-
lichen Feſtſtellung doch nicht unter allen Umſtänden und von allen
Seiten baute. Es wurde des weiteren darauf verwieſen, daß auch
»lektriſche Leitungen in den Lagerhäuſern eine Gefahr bieten
könnten. Die Verſammelten waren ſich darüber klar, daß die
Lager in Zukunft nicht mehr innerhalb der Werke geduldet wer-
en dürfen, daß auch die Verſuchsfabriken weitab von menſchlichen
Wohnungen und der Werke ſich befinden müſſen. Das iſt heute
ebenfalls nicht der Fall.

Die Verantwortung der Werksleitungen und der durch das
Vertrauen der Belegſchaften in die Beotriebsräte gewählten Ar-
beitnehmervertreter iſt ſo unermeßlich groß. daß nichts verab-
jäumt werden darf, um Leben und Geſundheit der in den Betrie-
den Veſchäftigten und der Anwohner zu ſchützen. Die Betriebs-
räte müſſen in viel weitgehenderem Maße als bisher Gelegen-
heit haben, nach dieſer Richtung tätig zu ſein. Die Werksleitun-
gen können nicht annehmen, daß auf ihre einſeitigen Beſchwich-
tigungeverſuche ausſchlaggebender Wert gelegt wird, wenn auch
ausnahmslos anerkannt wurde, daß die Leitungen ſelbſtverſtänd-
ich auch von ſich aus alles tun, um der rieſigen Verantwortung
gerecht zu werden. Daß gerade in der anorganiſchen Chemie die
Forſchung immer wieder vor neuen Tatſachen ſtehen wird. ſei
ebenfalls anerkannt. Es beſtehen aber z. Zt. Verhältniſſe, deren
Abänderung erforderlich und möglich iſt. Und dieſe Möglichkeiten
ſind ſofort zu nüzen. Die Anweſenden bceſchloſſen, aus dem Kreiſe
der Betriebsräte u. zw. der gefährdeten Betriebe eine ſtändige
Kommiſſion zu wählen, die ſich mit der Frage der Gefohrenver-
hütung beſchäftigt.

Eine dementſprechende Entſchließung wurde dann von der
Konferenz einſtimmig angenommen.

Geſtern veröffentlichten wir einen Artikel, der ſich mit der
gleichen Frage beſchüftigte. Wir brachten vor allem die Anſicht
des Betriebsratsobm ar es von Leung, Herrn Daniel, über die
Prämiencarbeit zur Ken nis. Die Widerſprüche zwiſchen der An
icht der oben genannten Konferenz und der des Herrn Daniel

müſſen unbedingt geklärt werden, da die Oeffentlichkeit volle Klar
ſtellung verlangen muß.

Das Wort hat jeht Herr Daniel, als Obmann des Be-
trieberates von Leunga.

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz
Goſſerau. Spielet nicht mit dem Feuer! Auf dem

Gute des Landwirts Robert Zauſch in Goſſerau brach durch Kin-
derhand Feuer aus. Zwei achtjährige Jungen hatten in der Nähe
der Scheune Kartoffelkraut zuſammengetragen und angezündet.
Ein hinter der Scheune lagernder Strohhaufen geriet in Brand
und gleichzeitig auch die Scheune. Der an Gebäuden, Erntevor-
räten, Motoren, land wirtſchaftlichen Maſchinen uſw. angerichtete
Schaden beziffert ſich auf über 400 000 Mark.

Merſeburg. An die S der freien Gewerk-ſchaften. Die proviſoriſche Betriebsrätezentrale ſchreibt uns:
Die von der Betriebsrätezentrale herausgegebenen Fragebogen
haben ein Teil der Gewerkſchaftsvorſtände noch nicht wieder zurück-
gegeben. Wir erſuchen, dieſe Fragebogen, ſoweit ſie noch in den
Händen der einzelnen Organiſationsvorſtände ſich befinden, die
ſelben austzefüllt im Verbandsbüro der Metallarbeiter, Seffner-
ſtraße 4, bis ſpäteſtens Freitag abzuliefern. Beſonderer Um
ſtändehalber muß die für Freitag, den 7. Oktober, angeſetzte Voll
verſammlung der Betriebsräte um eine Woche verſchoben werden.
Eine Einladung dazu ergeht noch.

Merſeburg. Der Wechſel im Landratsamt. Am
Montag, den 3. Oktober, hat der neue, kommiſſariſche Landrat,
Gen. Guske, ſeine Tätigkeit begonnen. Vor ſeiner Berufung
nach Merſeburg war er kommiſſariſcher Landrat in Neuſtettin
(Hinterpommern), vordem Gemeindevorſteher in Wahlsdorf bei
Berlin und früher Verwaltungsſekretär in Eſſen. Gen. Guske,
der durch ſeine Mitarbeit an der „Kommunalen Praxis“ und der
„Neuen Zeit“ bekannt geworden iſt, gehört der S. P. D. ſeit 1914
an. Wir wünſchen dem Gen. Guske in ſeiner neuen Tätigkeit
guten Erfolg.

Naumburg-- Eckartsberga
Naumburg. Arbeiter-Samari ter-Kolonne. Uns

ſchreibt der Vorſtand: Erſuche ſämtliche Mitglieder ſowie Kurſus-
teilnehmer zu der am 5. 10. 21, abends 8 Uhr, ſtattfindenden
Uebungeſtunde im Schulſaal der Mittelſchule, Schulſtraße, voll-
zählig und pünktlich zu erſcheinen. Verbandstaſche und Ausweis
iſt mitzubringen. Mache nochmals darauf aufmerkſam, daß alle
Mitglieder erſcheinen müſſen, da Beſprechung einer wichtigen An-
gelegenheit angeſetzt iſt. Gäſte, ſowie Jntereſſenten der Arbeiter
Samariter-Bewegung, ſind willkommen. Anmeldungen werden in
den Uebungsſtunden entgegen genommen.

Saugerhauſen Mansfelder Kreiſe.
Oberröblingen. Hoffnungsvolle Hakenkreuz-

ſprößlinge. Die deutſchnational orientierte „Sangerh. Ztg.“
berichtet: Als der Schülerzug, nachmittags 5 Uhr von Halle kom-
mend und nach Oberröblingen fahrend, den Uebergang bei Unter-
röblingen paſſierte, ſchoſſen drei am Fenſter ſtehende
Schüler mit einer Piſtole nach den auf dem anlie-
genden Acker arbeitenden Leuten. Ein Schuß
traf den Arbeiter K. Stöber und durchſchlug ihm
den Hals. Er befindet ſich in ärztlicher Behandlung. Sofort
angeſtellte Ermittelvngen hatten leider keinen Erfolg, da der Zug
unterdeſſen Oberröblingen erreicht hatte und von den Fahrgäſten
verlaſſen war. Soweit die „Sangerhauſer Zeitung“. Ob jene
Schüler die kürzlich durch die nationaliſtiſche Preſſe geſchleppte
Lügenmeldung geleſen haben, daß bei Halle und Köthen aus
Arbeiterzügen heraus auf andere Eiſenbahnwagen geſchoſſen wor-
den ſei Nach der Art dieſes beiſpiellos gemeinen Attentates auf
friedlich ihrer Beſchäftigung nachgehende Landarbeiter, iſt das
ohne weiteres anzunehmen. Ob die ſogenannte „nationale“ Preſſe
auch hier Veranlaſſung finden wird. auf d'e Gifthetze verantwor-
tungsloſer Hakenkreuzlehrer und ähnlicher „Erzieher“ einzugehen
Wir glauben das nicht. Denn jenes Vorkommnis iſt ja nur ein
logiſches nach außen in Erſcheinung tretendes Reſultat echt monar-
chiſtiſcher und volksfeindlicher Erziehungsarbeit. Man denke,
jene Benzel werden einmal Staatsanwälte, Richter uſw.
Beamte der Republik wenn nicht vorher ſchon die ſich endl'ch
zu gemeinſamem wirklich praktiſchen Handeln zuſammengeſtandene
Arbeiter-, Angeſtellten- und Beamtenſchaft, für eine Beſeitigung
der üvpig wuchernden Reaktion aus dem ſtaatlichen Erziehungs-
und Verwaltungsapparat Sorge getragen hat.

Eisleben. Gegen die Arbeitsloſigkeit derJugendlichen. Wie uns vom Arbeitsamt Eisleben mitge-
teilt wird, wendet ſich der preußiſche Miniſter für Handel und Ge-
werbe in einem Erlaß an die Berufsämter, um der Arbeitsloſig-
keit der Jugendlichen vorzubeugen. Die Berufsämter Berufs
beratungsſtellen) werden auſfgefordert, über die in ihrem Ge
ſchäftsbereich beſtehenden Verhöltniſſe über die Arbeitsmöglich-
keiten der Jugendlichen zu berichten und ſich ſchleunigſt mit allen
in Betracht kommenden Stellen, inſonderbeit mit der Vertretung
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer dieſerhalb in Verbindung zu
ſetzen. Jnsbeſondere wünſcht der Miniſter über folgendes unter
richtet zu werden: 1. Zahlenmäßige Angaben über das Verhält-
nis von Angebot und Nachfrage auf dem Lehrſtellen- und Arbeits
markt der Jugendlichen und über vorhandene arbeits- und er-
weſcebloſe Schulentlaſſene, nach Geſchlechtern getrennt. 2. Mit-
teilungen über etwa ergriffene Maßnahmen, um erwerbslofſen
Jugendlichen Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten zu gewähren.
Gedacht wird hier insbeſondere an die Möglichkeit, Jugendliche in
land wirtſchaftlichen Arbeiten zu unterweiſen, Lehrwerkſtätten zur
Vorbereitung für die ſpätere Handwerkslehre einzurichten. junge
Mädchen etwa in Anſtalten, Schulen, Kranken- und Svpeiſehäuſern
und deivleichen in haus wirtſchaftlichen Arbeiten zu unterrichten,
erforderlichenfalls Lehrgänge und Kurſe einzurichten u. a. m.
Der Bericht ſoll ſich nicht auf eine Darſtellung der beſtehenden
Verhältniſſe beſchränken. ſondern in eine kritiſche Prüfung etwa
ſchon unternommener Verſuche, Ausbildungs- und Erwerbsmög-
lichkeiten für die Jugend zu ſchaffen, eintreten und Vorſchläge für
weitere Maßnahmen machen. Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organiſationen. insbeſondere die Schulen und Gewertkſchaften,
wollen diesbezügliche Berichte bzw. Vorſchläge umgehend an das
Arbeitcamt Eisleben. Hergzenſtraße 10 II einreichen.

Hettſtedt. Stadtverordnetenſitzung. Der Ver-
rat der Albrech:-Graul. Als wichtigſter Punkt auf der
reichhaltigen Tagesordnung ſtand die Wahl des Bürgermeiſters.
Zur engeren Wahl wurden geſtellt unſer Gen. Friedrich Schmidt-
Gröbers und Stadtſekretär Bruno Berger-Berlin-Pankow. Es
entfielen auf jeden Kandidaten 12 Stimmen, ſo daß das Los ent-
ſcheiden mußte. Die Entſcheidung fiel zu gunſten des Herrn Ber-

S. P. D. waren, aber infolge ihrer Unfähigkeit ſtark kritiſiert und
demzufolge „ausgetreten“ wurden, für den bürgerlichen Kandida-
ten ſtimmten. Dabei iſt in Betracht zu ziehen, daß Sir r
Schmidt Fachmann auf dem Gebiete der Kommunalpolitik iſt.
Herr Berger iſt dagegen erſt 33 Jahre alt und weiter nichtsals Verwaltungsbeamter in VerlinPantow, Hoffentlich merken

ſich die Wähler die Handlungsvweiſe dieſer Helden bis zur nächſten
Wahl. Weiter iſt vom Stadtv. Albrecht noch zu bemerken, daß
er auch bei einem ſpäteren Punkte „Ackerverpachtung“ meinte, es
wäre richtiger, der Aker würde an Arbeiter und Jnvaliden von
der Stadt nicht für 150 Mk. pro Morgen verpachtet, ſondern

ger aus. Bemerkenswert iſt hierbei, daß zwei „Arbeiter“ AlI-
brecht und Graul, die im vorigen Jahre noch Mitglied der

meiſtbietend abgegeben. Da koſtet hier ein P Acker
nicht 150, ſondern 600--700 Mk. Es wurde dann ein Schreiben
verleſen, demzufolge der Bürgermeiſter nach längerer Amtsdauer
in die Gehaltstlaſſe X rücken kann. Jn den Finanzausſchuß wur
den noch nachgewählt die Herren Albrecht und Wizerowski. Die

einer Anleihe für das Dietzſche Grundſtück wurde gegenAufnahme
10 Stimmen abgelehnt. Jn der letzten Sitzung wurde das Grund
ſtück durch Beſchluß der Stadtverordneten gekauft und in der

tigen Sitzung wurden die Mittel u Die Aukurzfriſtigen Anleihe von 500 000 Mk. zur Beglei e
Verpflichtung beim Kreis wurde gegen 2 Stimmen dar

einemärktenDie Standgelder auf den Wochen-, Jahr- und Schw
wurden um etwa das zehnfache erhöht. Dem Haushaltplan für
1920 wurde zugeſtimmt. Desgleichen V Seh dies für den s
haltsplan der ſtädt. Sparkaſſe. Die Steuerſätze für 1921 ſollen
um 1200 Prozent erhöht werden. Dem wurde ebenfalls zuge
ſtimmt. Es handelt ſich hier um die Gewerbe-, Grund und Ge
bäude- und Betriebsſteuer. Es wird ein Ausſchuß zur Feſtſetzung
der Mietsſteigerungen aus 6 Perſonen gebildet, beſtehend aus denerren: Hummel, Worch, Große G. Hildebrand,
Architekt a e H. Wagner. Mit Baron v. Strom
berg ſollen etwa 10 Acker ausgetauſcht werden, dem wurde
zugeſtimmt. Der Verkauf eines ſtädt. Grundſtückes an Ulze wurde
der Verpachtungskommiſſion überwieſen. Die Mittel zur Des-infektion der Holzbaracken wurden bewilligt. Der Sffenſliche

Brunnen in den Heiligen Reißern ſoll zugemacht werden. Es
gäbe ja noch ſo manches unter den einzelnen Punkten der Tages
r was wert wäre, unter die Lüpe genommen zu n,
jedo.h Raummangel verbietet es. Zum luß wurde noch über
Siedlungsweſen geſprochen und beſchloſſen, daß der Magiſtrat im
Verein mit der Baukommiſſion bis zur nächſten Sitzung geeignete
Vorſchläge nach dieſer Richtung macht.

Bitterfeld--Delitzſch.
Bitterfeld. Oppau-Spende des Gewerkſchafts

kartells. Die vom Gewerkſchaftskartell Bitterfeld eingeleitete
Sammlung zugunſten der Opfer der Oppau- Kataſtrophe iſt noch
nicht beendet. Bis zum 4. Oktober ſind 23 500 Mk. nach Ludwigs
hafen abgeführt worden. Die Gelder gelangen an die ſtaats-
kommiſſariſche Zentzalſtelle in Ludwigshafen über das Gewerk-
ſchaftskartell Ludwigshafen. Es iſt ſicher zu erwarten, daß das
Endergebnis ſo ausfällt, daß die Hilfsbereitſchaft der Arbeitneh
merſchaft des Jnduſtriebezirks Bitterfeld ein glänzendes Zeugnis
ausgeſtellt erhält. An der Sammlung haben ſich bis jetzt auch
einige in Bitterfeld anſäſſige Firmen beteiligt. Allgemeines
Arbeiterbildungs-Jnſtitut Bitterfeld. Donnerstag, den 6. Okt.
abends 7 Uhr, in Dörings Konzerthaus: „Jm weißen Rößl“,
Schwank. Eintrittspreiſe 12.-- Mk. Doppelplatz, 6.-- Mk. ein
facher Platz, unnumeriert 4. Mk,, Kaſſenöffnung 6 Uhr abends.

Zörbig. Nochmals Steuerabzug der Haus-
angeſtellten. Wir wieſen kürzlich rauf hin, daß der
Steuerabzug von dem zuſammengerechneten Barlohn der Haus
angeſtellten und den dieſen zuſtehenden Sachbezügen, wie Beköſti
ung, Heizung und l berechnen iſt. Den Wert dieſer
achbezüge ſetzt jedesmal für ſeinen Bezirk das Landesfi mt

feſt (bler: 6,50 0,90 0, 407,80 Mk. Nach dem am 1. 8. d. J.
in Kraft getretenen Geſetz über die Einkommenſteuer vom Arbeits
lohn treten jedoch inſofern Ermäßigungen ein, als ein Erxiſtenzminimum von 100 Mk. und ein Pauſchalbetrag für h
koſten von 3,50 zuſammen alſo 450 Mark monatlich ſteuerfreiben, ſodaß, inſoweit der' Monatslohn einſchließlich der n

450 d ſgerhauvt nicht erreicht, auch keine Steuer abgezogen
werden darf.

Wittenberg Schweinitz.
atau. Unglücksfall. Jn der Nähe desGaſthauſes hielt man ein Fuhrwerk an, auf dem der an 77

nſchlafende Kohlenhändler Fritz Hilbrecht ſaß. H. rüdrtea nahm ihn herunter, bettete ihn au Stret Tr atmete noch
ſchwach. Der herbeigerufene Arzt konnte nur den inzwiſchen ein
getretenen Tod feſtſtellen. An der rechten Schulter und am Munde
wies der Verſtorbene ſchwere r auf. Man nimmt an,
daß er unterwegs von ſeinem Fuhrwerk heruntergefallen und vondemſelben überfahren worden iſt. Der e hatte aber
wahrſcheinlich noch ſoviel Kraft, wieder auf den Wagen en
und De erzufahren. Anſcheinend iſt er dann aber ohn tig
geworden.

Amtliche velanntmachungen für Eisleben.

Städt. Obſtverkauf.
Der ſtädtiſche Obſtverkauf wird Mittwoch, den 5. Oktober fort

geſetzt. Ausweis Nr. 2501--6500.
Eisleben, den 4. Oktober 1921. Der Magiſtegt.

Aus ler Welt
Schwere Erdbebenkataſtrophe. Laut Depeſchen des „Giornale

d'Jtalia“ iſt Maſſauag durch ein Erdbeben völlig zerſtört worden
die Bevölkerung ſt auf das Land geflohen. Der Schaden der
Regierungsgebäude allein beträgt fünf Millionen Lire. Die
Erdſtöße dauern noch immer an. Die Koralleninſel Maſſaug
liegt bekanntlich im Roten Meer an der Küſte von Erythraea.
Sie iſt italieniſcher Beſitz, beſitzt eine ſehr moderne Hafenanlage,
gilt als bedeutender Hafenplatz und wird überwiegend von
Europäern bewohnt.

Schweres Automobilunglück bei Mainz. Bei Wackernheim
wurden dieſer Tage infolge eines Zuſammenſtoßes zwiſchen einem
Perſonen und Laſtauto mehrere Amerikaner ſchwer verletzt. Zwei
davon ſind inzwiſchen im Maizer Krankenhaus geſtorben.

Shackleton in Seenot, Shackletons r
J bat um Hilfe in Seenot. Ein Schlepper ging von Li

on ab.
Wieder ein Sportkonzern aufgeflogen. Die Polizei hob t

wel
Mitteldeutſchen Sportkonzern (Jnhaber Bluhm) auf. Bluhm
flüchtig. Die Herrlichkeit hat ein Vierteljahr gedauert, in
cher Zeit ſieben Millionen Mark „eingelegt“ wurden.

Vorausſichtliches Wetter.

Donnerstag, 6. Oktober. Meiſt wolkig bis trüb, ſehr milde,
Regenfälle. Teilweiſe Gewitter.

Freitag, 7. Oktober Wechſelnde Bewölkung, kühler, Regen
ſchauer.

Alte
Preise

Meine grossen Lager, beste Fabrikate in
Gummi- Waren aller Art,

Schläuche tür alle Zwecke, gummierte, wasserdichte
Betteinlagen, Gummisohlen und Absätze, verkaufe, s0-

lange Vorrat reicht, zu alten Preisen.
C. Klappenhbhach, Gr. Ulrichstr. 41.
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Kein
Aufschlag.
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